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Einleitung 

 

«Gute Löhne – gute Renten»: So lautete das Motto des 54. ordentlichen SGB-Kongresses, der am 
5. und 6. November 2010 im Berner Kursaal mit weit über 300 Beteiligten stattfand. Die 225 
stimmberechtigten Delegierten beschlossen 4 Positionspapiere, AHVplus-Thesen, 13 Resolutio-
nen und 40 Anträge. Diese Beschlüsse stellen die Weichen für das gewerkschaftliche Handeln 
der nächsten vier Jahre. 

Das vorliegende Dossier stellt die vom Kongress verabschiedete Version der Positionspapiere, 
der AHVplus-Thesen und der Resolutionen zusammen. Gleichzeitig erfasst es die Schlussrede 
von Paul Rechsteiner, der einstimmig als SGB-Präsident bestätigt wurde. Aus Zeitmangel konnte 
Rechsteiner diese Rede allerdings nicht mehr halten. 

Die hier vorliegenden Papiere sind Programmweiser. Sie zeigen auch an, wie die Tagespolitik 
anzugehen sei. Sie zeigen, dass die Herausforderungen, wenn man „gute Löhne, gute Renten“ – 
ergänzt durch „gutes Leben“ – für alle fordert, riesig sind. Das gilt in einer Zeit, in der rücksichts-
lose Abzocker die Umverteilung weit über alte Klassenschärfe hinaus ins Perverse vorwärtstrei-
ben wollen, nur umso mehr. Aber es zeichnet die Gewerkschaften aus, dass sie beharrlich, 
Rückschläge überwindend, am Ball bleiben – und für die Töchter und Söhne das verwirklichen, 
was deren Eltern träumend entworfen hatten.  

Vielleicht ist das die Geschichte vom Prinzip Hoffnung. Aber wach und engagiert vorangetrieben. 

 



6 

Schweizerischer Gewerkschaftsbund / Union syndicale suisse / Unione sindacale svizzera 

Kongresspapier 1 
Arbeitszeit im Einklang mit Familie, Freizeit und Gesundheit 

Vereinbarkeit von Erwerbs- und Familienarbeit – Arbeitszeiten im Fokus 

Einführung 

Die Vereinbarkeit von Erwerbs- und Familienarbeit erweist sich heute und auch künftig als unab-
dingbar. Vereinbarkeit ist nötig aus Sicht der Gleichstellung (z.B. Recht auf wirtschaftliche Unab-
hängigkeit von Frau und Mann), als auch aus volkswirtschaftlichen Gründen. Eine bessere Ver-
einbarkeit erfordert Massnahmen auf drei Ebenen: 

Zeit: Es braucht in der längerfristigen Perspektive eine generelle Verkürzung der Arbeitszeit und 
eine Umverteilung der Erwerbs- und Familienarbeit zwischen Frauen und Männern. Es braucht 
familienverträgliche Arbeitszeiten im Betrieb, aber auch Auszeiten wie Mutterschafts-, Vater-
schafts- und Elternurlaub wie auch Auszeiten für pflegende Angehörige. Wichtig ist auch der 
Vollzug von Artikel 36 des Arbeitsgesetzes, der den Umgang mit Arbeitnehmer/innen mit Fami-
lienpflichten regelt. 

Geld: Es braucht neben existenzsichernden Löhnen und der Lohngleichheit zwischen Mann und 
Frau für gleichwertige Arbeit auch Transferzahlungen wie Familienzulagen. 

Infrastruktur: Es braucht angepasste Schulmodelle (Tagesschulen, Blockzeiten) und genügend 
bezahlbare Infrastrukturen für die familienexterne Kinderbetreuung mit pädagogischen Konzep-
ten und ausreichend Personal mit qualifizierter Ausbildung. Ebenso braucht es den Ausbau von 
Tagesstrukturen und Spitex für die Betreuung von alten und pflegedürftigen Menschen. 

Die bisher vorherrschenden Lösungsansätze zur besseren Vereinbarkeit zielen hauptgewichtig 
auf die Schaffung von familienexternen Kinderbetreuungsstrukturen ab. Dies ist richtig und auch 
zwingend notwendig. Kindertagesstätten und Tagesschulen alleine können aber nicht für eine 
ausgewogene Teilung von Erwerbs- und Familienarbeit sorgen. Ein flächendeckendes „Outsour-
cing“ der Familienarbeit zu Gunsten einer möglichst langen und flexiblen Erwerbsarbeit kann 
keine gewerkschaftliche Perspektive sein. Vielmehr muss die Erwerbsarbeit auch in ihrer Dauer 
so ausgestaltet werden, dass für Männer und Frauen echte Freiräume für Familienarbeit offen 
bleiben.  

Die Frage der Vereinbarkeit wird sich in den kommenden Jahren zuspitzen. Nicht nur erwerbstä-
tigen Personen mit Kindern im Vorschul- und Schulalter stellen sich Probleme der Vereinbarkeit. 
Sie stellen sich auch Söhnen und Töchtern im Erwerbsalter, welche mit der Betreuung ihrer pfle-
gebedürftigen Eltern konfrontiert sind oder Menschen im Erwerbsalter, welche sich in der Be-
treuung eines kranken oder pflegebedürftigen Kindes oder Partners bzw. Partnerin engagieren. 

Massnahmen und Forderungen auf den Ebenen Geld (Mindestlöhne, Lohngleichheit etc.) und 
Infrastruktur (Krippen etc.) sind ständig im Fokus der Gewerkschaften: Die Lancierung der Min-
destlohn-Volksinitiative der Gewerkschaften steht vor der Tür. Massnahmen zur Bekämpfung der 
Lohnungleichheit sind nötiger denn je. Das zeigen die Daten der aktuellsten Lohnstrukturerhe-
bung. Gemäss dieser ist der Lohnunterschied von 18.9 Prozent im Jahr 2006 auf 19.8 Prozent im 
Jahr 2008 gestiegen. Mit dem Lohngleichheitsdialog, der vom Bund und den Sozialpartnern im 
März 2009 gestartet wurde, soll die Lohndiskriminierung in den nächsten Jahren wirkungsvoll 
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bekämpft werden. In der Arbeitszeitpolitik jedoch hat sich der SGB in den letzten Jahren wenig 
positioniert. Punktuell gelang es den Gewerkschaften in Arbeitszeitfragen Verschlechterungen zu 
stoppen. Die Verlängerung des Impulsprogramms des Bundes um weitere vier Jahre zur Schaf-
fung neuer Krippenplätze hat das Parlament in der Herbstsession 2010 verabschiedet und einen 
Kredit von 120 Millionen Franken gesprochen. 

Blickt man auf die letzten Jahre zurück, so ist der Erwerbsersatz bei Mutterschaft der einzige 
soziale Fortschritt auf der Ebene „Zeit“. Ein Fortschritt, an dem die Gewerkschaften massgeblich 
beteiligt waren. Es ist Zeit, die Diskussion über Arbeitszeitpolitik, insbesondere unter dem Aspekt 
der Vereinbarkeit von Erwerbs- und Familienarbeit, wieder aufzunehmen. 

Die vorherrschenden Arbeitszeiten in der Schweiz berücksichtigen den steigenden Bedarf nach 
einer besseren Vereinbarkeit von Erwerbs- und Familienarbeit noch viel zu wenig. Der Trend zeigt 
klar eine zunehmende zeitliche Belastung der Arbeitnehmenden und eine Aufweichung der bis-
her klar fixierten Grösse „Arbeitszeit“. Die damit einhergehenden Schwierigkeiten werden in der 
Schweiz allzu oft auf individueller Basis gelöst. Eine kollektive Dynamik fehlt noch weitgehend. 

1 Arbeitszeiten und Vereinbarkeit 

Erwerbstätige Mütter sind heute der Normalfall 
Statistiken  belegen diese Tatsache: Im Jahr 2009 waren in der Schweiz 73.8 Prozent der Frauen 
(zwischen 15 und 64 Jahren) erwerbstätig. Bei den Frauen mit Kindern zwischen 0 und 6 Jahren 
sind es 67 Prozent und bei Frauen mit Kindern zwischen 7 und 14 Jahren sind es sogar 80.2 
Prozent. In Paarhaushalten sind 74 Prozent der Mütter erwerbstätig, 13 Prozent in Vollzeit. Bei 
den Alleinerziehenden sind 90 Prozent erwerbstätig, 26 Prozent davon in Vollzeit. 

Haus- und Familienarbeit: Frauen tragen die Hauptverantwortung 
Rund acht von zehn Frauen, die in Paarhaushalten mit Kindern unter 15 Jahren leben, tragen die 
Hauptverantwortung für die Hausarbeit alleine. Frauen haben einen grösseren Zeitaufwand als 
Männer für die meisten Tätigkeiten der Haus- und Familienarbeit. Die gemeinsame Führung des 
Haushalts wird von einem Sechstel der Paare mittleren Alters praktiziert; das heisst, bedeutend 
seltener als bei jüngeren Paaren, die oft noch keine Kinder haben, bei denen der Anteil geteilter 
Verantwortung einen Drittel ausmacht. Die gemeinsame Verantwortung für die Hausarbeit nimmt 
erst wieder im Rentenalter zu und beträgt einen Anteil von einem Viertel. 

Mütter und Väter mit Kindern unter 15 Jahren sind oft sehr grossen zeitlichen Belastungen durch 
Erwerbs-, Haus- und Familienarbeit ausgesetzt. Frauen mit Kindern unter 7 Jahren investieren 59 
Stunden pro Woche in die Haus- und Familienarbeit und nur 12 in die Erwerbsarbeit. Anders 
sieht es bei den Männern aus. Mit 32 Stunden pro Woche investieren sie deutlich weniger als 
Frauen in die Haus- und Familienarbeit, dafür aber mit 41 Stunden umso mehr in die Erwerbsar-
beit. Sind die Kinder im Alter zwischen 7 und 14 Jahren, nimmt die Erwerbstätigkeit bei den 
Frauen um 4 Stunden pro Woche zu, bei den Vätern bleibt sie gleich.  

Betreuung und Pflege für Kinder sowie Mahlzeiten zubereiten und Putzen gehören zu den zeit-
aufwändigsten Aufgaben. Väter mit Partnerin beteiligen sich hauptsächlich an der Kinderbetreu-
ung. Der Mehraufwand für die Mahlzeitenzubereitung und das Putzen in einer Familie sowie für 
die Kleinkindbetreuung wird von den Müttern getragen. 
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In ca. 5 Prozent der Schweizer Haushalte lebt ein pflegebedürftiger Mensch – keineswegs nur 
Alte. Gut 80 Prozent der Pflegebedürftigen werden von Angehörigen gepflegt, in vielen Fällen von 
Frauen, die gleichzeitig noch im Erwerbsleben stehen. 

Überlange Wochenarbeitszeiten 
In der Schweiz ist die „Kultur der überlangen Arbeitszeiten“ fest verankert. Die Schweiz schwingt 
mit einer durchschnittlichen Wochenarbeitszeit von 43.9 Stunden deutlich über das Mittel der 
europäischen Staaten von 41,1 Std. hinaus. Diese Daten aus der 4. Europäischen Erhebung über 
die Arbeitsbedingungen 2005 liegen sehr nahe an den Ergebnissen der Arbeitsvolumenstatistik 
des Bundesamtes für Statistik. Nach dieser betrug die tatsächliche wöchentliche Arbeitszeit der 
Vollzeitbeschäftigten im Jahr 2008 43.6 Std. (Normalarbeitszeit plus Überstunden). Die Normal-
arbeitszeit ist in den letzten 5 Jahren leicht auf 42.4 gestiegen.  

Heute sehen sich die Gewerkschaften bei GAV-Verhandlungen vermehrt mit Forderungen nach 
einer Verlängerung der wöchentlichen Arbeitszeit konfrontiert. Dies spiegelt sich in der ausge-
wiesenen Erhöhung der vertraglich festgelegten wöchentlichen Arbeitszeit um 6 Minuten wäh-
rend den letzten 5 Jahren. 

Teilzeitarbeit 
Die letzten 5 Jahre sind von einem starken Zuwachs der Teilzeitarbeit (Beschäftigungsverhältnis 
unter 90 Prozent der Normalarbeitszeit) geprägt. 2007 arbeiteten 1,466 Millionen, d.h. rund ein 
Drittel aller Erwerbstätigen, teilzeitlich. Dies sind 14,7 % mehr als 2003. Teilzeitarbeit ist aber ein 
fast ausschliesslich weibliches Phänomen. Vier von fünf Teilzeitbeschäftigten sind Frauen. Über 
die Hälfte der Frauen arbeitet teilzeitlich (56,9 Prozent), bei den Männern sind es 12,6 Prozent. 
Diese sehr ungleiche Verteilung der Teilzeitarbeit ist denn auch der Grund dafür, dass der Anteil 
der Frauen am Total der geleisteten Arbeitsstunden nur etwas mehr als ein Drittel beträgt (36,5 
Prozent im Jahr 2007). Die Teilzeitarbeit ist somit ein typisches Merkmal der weiblichen Erwerbs-
arbeit.  

Teilzeitarbeit erfolgt häufig nicht freiwillig. Meistens ist die angespannte Situation bei der fami-
lienexternen Kinderbetreuung dafür verantwortlich. Zahlreiche Personen besetzen eine Teil-
zeitstelle, weil sie keine Vollzeitstelle gefunden haben. Die Zahl der unfreiwillig Teilzeit Arbeiten-
den tendiert grundsätzlich nach oben. Von lediglich 11’000 im Jahr 1991 ist sie auf 79’000 im 
Jahr 2005 gestiegen. 2005 gaben rund 19’000 Männer und 60’000 Frauen als Hauptgrund für 
ihre Teilzeiterwerbstätigkeit an, sie hätten keine Vollzeitstelle gefunden. 

Lage der Arbeitszeiten 
Die Arbeitszeiten sind in der Schweiz nicht nur länger, sondern auch etwas häufiger ungünstig 
gelegen als im europäischen Ausland . Die Nachtarbeit ist auf dem Vormarsch. Die Anzahl der 
Arbeitnehmenden, die in der Schweiz normalerweise nachts arbeiten, hat sich in den letzten zehn 
Jahren um rund 25 Prozent erhöht . Im 2009 arbeiteten 5,1 Prozent der Erwerbstätigen norma-
lerweise nachts. Rund 9 Prozent arbeiten manchmal nachts. Eine starke Zunahme der Nachtar-
beit ist vor allem bei den Frauen zu verzeichnen, hier tritt auch die Abendarbeit vermehrt auf. 

Die Arbeit am Wochenende, namentlich am Sonntag, nimmt ebenfalls zu. Die stärkste Zunahme 
verzeichnen die Frauen. Danach arbeiten über 20 Prozent der erwerbstätigen Frauen regelmäs-
sig oder manchmal am Sonntag.  

Die angespannte Situation bei den familienexternen Betreuungsmöglichkeiten lässt insbesondere 
Frauen auf atypische Arbeitszeiten ausweichen. Dabei erweist sich aber diese Lösung alles ande-
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re als familienfreundlich. Denn gemeinsame Familienzeiten lassen sich primär am Abend und am 
Wochenende realisieren.  

Planbarkeit der Arbeitszeiten 
In der Schweiz wird flexibel gearbeitet. Fast die Hälfte aller Schweizer Beschäftigten hat keine 
festen täglichen Arbeitszeiten, sondern arbeitet in Gleitzeitsystemen oder anderen flexiblen 
Abeitszeitformen. Mit 52 Stunden pro Arbeitnehmenden ist auch die durchschnittliche Zahl ge-
leisteter Überstunden hoch . Die Leistung von Überstunden ist insbesondere in der Branche der 
Finanz-dienstleistung weit verbreitet. Da Überstunden nicht zwingend mit einem Lohnzuschlag 
abzugelten sind, sondern auch durch Freizeit in gleicher Höhe ausgeglichen werden können, 
bestehen für den Arbeitgeber wenig finanzielle Anreize, Überstundenarbeit einzudämmen. Oft 
verzichten Arbeitnehmende auf Grund des hohen Drucks auf jegliche Kompensation. 

Es ist kein Zufall, dass dort, wo viele Überstunden geleistet werden, die Arbeitszeit meistens nicht 
mehr erfasst wird. Die Arbeitszeiterfassungspflicht wird überwiegend in der Finanzdienstleis-
tungsbranche und in anderen Dienstleistungstätigkeiten, die eng beim Kunden angesiedelt sind 
(IT-Services), aufgehoben. Den Arbeitnehmenden wird so die Einhaltung der Arbeitszeit überlas-
sen. Die so genannte „Vertrauensarbeitszeit“ bedeutet in der Praxis: Der Arbeitgeber vertraut 
darauf, dass die Mitarbeitenden freiwillig mehr arbeiten als vereinbart. Und es klappt. Solche Ar-
beitszeitmodelle, welche auf formale Anwesenheitsvorgaben verzichten, sind mehr als nur flexible 
Arbeitszeitmodelle. Sie führen vielmehr zu einem Paradigmenwechsel im Arbeitsverhältnis. Die 
Vertrauensarbeitszeit spiegelt den ungebremsten Trend wider, dass Arbeitnehmende die Unter-
nehmens- und der Kundenperspektive übernehmen müssen und so letztlich auch das Unter-
nehmensrisiko tragen. Es ist vielerorts nicht der Vorgesetzte, der die Arbeitnehmenden anweist, 
bestimmte Arbeitsinhalte und -umfänge abzuarbeiten, sondern die Arbeitnehmenden selber unter 
Diktat des Marktes und der Kunden. Anwesenheitszeiten verlieren ihre strukturierende Wirkung 
für die Bewertung der Leistung einer Person. Das Ergebnis steht im Vordergrund. Dass damit 
eine Verlängerung der Arbeitszeit einhergeht und die Abgrenzung zwischen Arbeitswelt und Pri-
vatleben kaum mehr gezogen werden kann, wird unterschlagen. Die Entgrenzung der Arbeitszeit 
macht den Arbeitnehmenden zum Unternehmer seiner Arbeitsleistung. 

2 Zeitdilemma  

Fakt ist: Erwerbstätige Mütter sind heute der Normalfall. Doch weder die Arbeitsbedingungen 
noch die familiäre Arbeitsteilung halten mit dieser Entwicklung mit. Frauen machen nach wie vor 
den grössten Teil der unbezahlten, familiären Arbeit, und die Bedingungen am Arbeitsmarkt 
nehmen keine Rücksicht auf diese Situation. Erwerbs- und Familienarbeit sind daher heute für 
die meisten Frauen nur noch mit grossem Aufwand und Stress zu vereinbaren. Die Frauen sind 
mit auseinander driftenden Ansprüchen konfrontiert, die sie in der täglichen Wirklichkeit kaum 
vereinbaren können. Das zeigt sich am Zeitdilemma, unter welchem insbesondere erwerbstätige 
Mütter zu leiden haben. 

Lange Wochenarbeitszeiten erschweren die Vereinbarkeit von Beruf und Familie in hohem Mass: 
Normalarbeitszeiten von über 40 Stunden lassen kaum Zeit für die Erfüllung der familiären Ver-
pflichtungen, so dass eine zeitliche Entlastung auf individueller Ebene via Teilzeitarbeit gesucht 
wird. Je länger die Wochenarbeitszeiten je mehr wird ein Vollzeitpensum für Arbeitnehmende mit 
Familienpflichten - in der überwiegenden Mehrheit Arbeitnehmerinnen - verunmöglicht. Überlan-
ge Wochenarbeitszeiten reduzieren das Familienleben vieler Männer auf einige wenigen Stunden 
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abends und während des Wochenendes und zementieren so letztlich das traditionelle Rollenver-
hältnis.  

Die zeitliche Entlastung im Familieninteresse geht auf Kosten der Frauen. Teilzeitarbeit erfolgt bei 
Frauen häufig nicht freiwillig, sondern zwangsläufig. Sie müssen die ökonomischen und sozialen 
Nachteile der Teilzeitarbeit hinnehmen. Teilzeitarbeit bedeutet weniger Einkommen und eine 
häufig deutlich schlechtere sozialversicherungsrechtliche Abdeckung. Diese Einschnitte zeigen 
sich insbesondere beim Wegfall der Partnerschaft und führen dann häufig in die Armutsfalle. Zu-
dem ist mit Teilzeitarbeit meist ein Karriereverzicht verbunden. 

Teilzeitanstellungen sind besonders anfällig für unplanbare Arbeitszeiten. Teilzeitangestellte sind 
häufig Kapazitätspuffer. So sind etwa im Detailhandel vermehrt kleinere Teilzeitanstellungen an-
zutreffen, die jedoch mit regelmässiger Überstundenarbeit einhergehen. Diese Praxis wird durch 
die Rechtslage begünstigt: Zum einen sind Überstunden für den Arbeitgeber günstig und leicht 
anzuordnen, zum anderen greifen die arbeitsgesetzlichen Höchstarbeitszeiten und damit die 
Überzeitgrenzen bei Teilzeitanstellungen nicht. Der hohe Arbeitsdruck in vielen Betrieben wird 
häufig durch Teilzeitanstellungen abgefedert. Insbesondere im Gesundheitswesen oder im Bil-
dungsbereich gehören Anstellungen mit 80 Prozent oder weniger Stellenprozenten zum Stan-
dard. Denn eine Vollzeitanstellung würde über kurz oder lang zu Gesundheitsproblemen führen. 
Das Problem einer übermässigen Arbeitsbelastung muss allzu häufig auf individueller Basis ge-
löst werden. 

Die angespannte Situation bei den familienexternen Betreuungsmöglichkeiten lässt insbesondere 
Frauen auf atypische Arbeitszeiten ausweichen. Dabei erweist sich aber diese Lösung alles ande-
re als familienfreundlich. Denn gemeinsame Familienzeiten lassen sich primär am Abend und am 
Wochenende realisieren . 

Im Idealfall eröffnen flexible Arbeitszeiten den Arbeitnehmenden persönliche Spielräume und 
Zeitsouveränität. Folglich werden flexible Arbeitszeiten auch stets als Massnahme zur Vereinbar-
keit von Familie und Beruf postuliert. Flexible Arbeitszeiten sind jedoch ein trügerisches Instru-
ment zur Vereinbarkeit von Erwerbs- und Familienarbeit. Sie führen im Arbeitsalltag allzu häufig 
zu unplanbaren Arbeitszeiten und erweisen sich dadurch als Vereinbarkeitshürden. Denn das 
Familienleben hält sich an verlässliche Zeitmuster wie festgelegte Anfangs- und Schliessungszei-
ten von Schulen und Tagesstrukturen für Kleinkinder. Solange die Flexibilisierung der Arbeitszei-
ten den Spielraum der Arbeitgeber erweitert und nicht jenen der Arbeitnehmenden, wird die Ver-
einbarkeit erschwert.  

Ins Zeitdilemma geraten Eltern - meistens Mütter - auch bei der Krankheit der eigenen Kinder 
oder bei weiteren Situationen, die eine Kurzabsenz von der Arbeit erfordern. Familienpflichten 
haben Arbeitnehmende aber nicht nur gegenüber ihren Kindern. Sie können sie auch gegenüber 
ihren betagten Eltern oder Angehörigen haben. Die steigende Lebenserwartung und die allfällig 
damit verbundene langjährige Pflegedauer schaffen zahlreiche Situationen, welche die Unterstüt-
zung von erwerbstätigen Angehörigen erfordern.  

Neue Managementformen wie etwa das zielorientierte Management, eine starke Anbindung an 
die Marktbedürfnisse oder das ständige Benchmarking haben das zentrale Element des Arbeits-
verhältnisses, die Arbeitszeit, aufgeweicht. Die Arbeitszeit hat im Vergleich zur Arbeitsleistung an 
Bedeutung verloren. Nicht alle kommen mit diesem Paradigmawechsel zu Recht: Arbeit ohne 
verlässliche Zeitvorgaben erweist sich häufig als Falle für die Arbeitnehmenden. Ständig im Ein-
satz zu sein, hat Auswirkungen auf das Familienleben wie auch auf die Gesundheit. Im Familien-
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leben fehlen so verlässliche zeitliche Freiräume. Zudem führt die Aufweichung der Arbeitszeit als 
klare, messbare Grösse im Arbeitsverhältnis meistens zu Mehrarbeit. Die gesundheitlichen Fol-
gen drücken sich meistens in Erschöpfungszuständen, Abgespanntheit oder Depressionen aus. 
Aber auch muskuloskelettale Beschwerden, wie etwa Rückenschmerzen, stehen häufig im Zu-
sammenhang mit Stresssituationen am Arbeitsplatz. Der psychische Gesundheitszustand der 
Bevölkerung hat sich im Erwerbsalter deutlich verschlechtert. Seit 1986 hat sich die Anzahl Inva-
liden-Rentner/innen verdoppelt und die infolge psychischer Beeinträchtigung ausgesprochenen 
Renten haben sich fast vervierfacht. 

Die gesundheitlichen Folgen werden heute entweder nicht auf den Bedeutungsverlust der Ar-
beitszeit zurückgeführt oder - wie etwa der Burnout - als tapfer erduldetes Schicksal der Leis-
tungsträgergesellschaft zelebriert. 

3 Wege aus dem Zeitdilemma 

Thema des 11. SGB-Frauenkongresses 2009 war die bessere Vereinbarkeit von Erwerbs- und 
Familienarbeit. Im Zentrum standen das Zeitdilemma und Massnahmen, die aus diesem Dilemma 
führen. Die hier entwickelten Forderungen orientieren sich stark an den Diskussionen dieses 
Frauenkongresses.  

Eindämmung der Wochenarbeitszeiten: Ein notwendiger Schritt zu einer gerechteren Verteilung 
der Arbeit zwischen den Männern und Frauen 

Die bisherigen Diskussionen und Auseinandersetzungen rund um die Wochenarbeitszeiten kreis-
ten vor allem um Produktivitätsfragen. Die wöchentliche Dauer einer Vollzeitanstellung muss heu-
te jedoch aus Sicht der Vereinbarkeit angegangen werden. Tiefere kollektiv geltende Arbeitszei-
ten sind dringend nötig, um eine grössere Chancengleichheit von Männern und Frauen in der 
Erwerbsarbeit und Familienarbeit zu verwirklichen. Grundlegend für die Gleichstellung der Ge-
schlechter ist das Recht auf wirtschaftliche Unabhängigkeit für Frau und Mann. 

Dieses Grundprinzip beinhaltet nicht nur das Recht auf Erwerbsarbeit für die Frau wie für den 
Mann; es beinhaltet umgekehrt auch die Pflicht, Betreuungsaufgaben zu übernehmen, und zwar 
für Frauen und Männer. An diesem Grundprinzip hat sich jede zukünftige Politik der Erwerbsar-
beit auszurichten. 

Der bisher eingeschlagene Weg der individuellen Arbeitszeitverkürzungen ist zu Lasten der Frau-
en erfolgt. Eine Eindämmung der Wochenarbeitszeiten würde vielen Frauen ermöglichen, einer 
Vollzeitarbeit nachzugehen und dennoch Zeit für die Betreuungsaufgaben zu haben.  

Auf individueller Basis ist heute nur ein kleiner Anteil der Männer bereit, ihre Arbeitszeit zuguns-
ten der Familienarbeit zu reduzieren. Erst allgemein geltende tiefere Wochenarbeitszeiten würden 
ein stärkeres Engagement der Männer in der Betreuungsarbeit fördern. 

In der Schweiz gibt es keine griffigen gesetzlichen Höchstarbeitszeiten. Das fördert überlange 
Arbeitszeiten und die starke Verbreitung von Überstunden. In den kommenden Jahren beabsich-
tigen die Behörden das Arbeitsgesetz umfassend zu revidieren. Die Reduktion der Höchstar-
beitszeiten muss zwingender Inhalt der Revision werden.  

Gleichzeitig setzt sich der SGB dafür ein, dass möglichst viele familienpolitische Akteure die Fra-
ge der Arbeitszeit stärker gewichten. Zudem sollen in den GAV-Verhandlungen die Arbeitszeiten 
gezielt stärker gewichtet und vermehrt auf Vereinbarkeit ausgelegt werden.  
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Massnahmen: 

 Der SGB und seine Verbände setzen sich für Arbeitszeiten und eine Arbeitsorganisation für 
Frauen und Männer ein, die Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit und Leben im weitesten Sinn 
(Familie, soziales Beziehungsnetz, politische und gesellschaftliche Tätigkeiten usw.) zulassen. 

 Die Verbände erklären ab 2011 die Frage der Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit und Familien-
arbeit zu einem vorrangigen Thema in den Vertragsverhandlungen. 

 Einführung des Rechts auf eine (vorübergehende) Reduktion der Arbeitszeit auf Grund von 
Betreuungsaufgaben. 

 Einführung des Rechts auf Urlaub bei längerer Krankheit der Kinder oder pflegebedürftiger 
Angehöriger. 

 Die gesetzlichen Höchstarbeitszeiten müssen für alle Branchen gesenkt werden. Die Abgel-
tung der Mehrarbeit (Überstunden und Überzeit) muss diskriminierungsfrei und besser ent-
schädigt werden. 

Planbare und verlässliche Zeitstrukturen 
Niedrigere Wochenarbeitszeiten können per se jedoch das Zeitdilemma nicht lösen. Solange 
keine klare Abgrenzung zwischen Arbeitszeit und Freizeit gezogen wird, droht der Arbeitnehmer 
oder die Arbeitnehmerin ständig im Einsatz zu sein und so trotz kürzeren Arbeitszeiten immer 
noch wenig Zeit für die Familie zu haben. Das Kriterium der Arbeitszeit ist wesentlicher Bestand-
teil des Arbeitsvertrages. Fällt die Erfassung der Arbeitszeit weg, haben meistens die Arbeitneh-
menden das Nachsehen. 

Flexible Arbeitszeitmodelle, welche die Zeitsouveränität der Arbeitnehmenden nicht erweitern, 
sondern primär der Risikoüberwälzung dienen, müssen eingeschränkt werden. Die negativen 
Auswirkungen solcher Arbeitszeitmodellen, (bspw. die Vertrauensarbeitszeitmodelle) sind immer 
noch vielen Arbeitnehmenden nicht bewusst und werden häufig ohne wirksamen Widerstand 
hingenommen. Hier braucht es Aufklärung seitens der Gewerkschaften und Unterstützung bei 
der Kritik. 

Die Flexibilität der Arbeitnehmenden erhalten die Arbeitgeber heute zu einem sehr günstigen 
Preis. Eine weit reichende Einsatzbereitschaft oder die ständige Erreichbarkeit müssen die Ar-
beitnehmenden heute vielerorts faktisch gratis in Kauf nehmen. Der Grundsatz, dass Flexibilität 
Kosten verursacht und demnach einen Preis haben muss, ist auf dem schweizerischen Arbeits-
markt nicht präsent. Hier braucht es einen Systemwechsel. 

Gleichzeitig sind Arbeitnehmende mit Betreuungspflichten auf eine gewisse Flexibilität bei der 
Arbeitszeitorganisation angewiesen. Im Familienleben treten immer wieder unvorhersehbare Si-
tuationen ein wie die Krankheit der Kinder oder andere Betreuungsengpässe. Solche Situationen 
wirken sich für die Arbeitnehmenden sehr belastend aus und führen zu Konflikten am Arbeits-
platz. Hier braucht es klar durchsetzbare Ansprüche, welche die Arbeitnehmenden nicht zum 
Bittsteller degradieren. 

Das Ausweichen auf atypische Arbeitszeiten - wie Sonntagsarbeit oder Nachtarbeit - darf keine 
Antwort auf die schwierige Vereinbarkeit sein. Längerfristig profitieren die Familien nicht von sol-
chen Arbeitszeiten. Auch unter diesem Aspekt ist die Aufweichung des Verbots der Sonntags- 
und Nachtarbeit abzulehnen. 
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Massnahmen: 

 Damit Arbeitszeiten wieder eine verbindliche Grösse im Arbeitsverhältnis werden, braucht es 
verbindliche Vorgaben, wie etwa zwingende Ankündigungsfristen bei Einsatzänderungen, die 
bei Missachtung sanktioniert werden. 

 Flexible Arbeitszeiten müssen besser abgegolten werden. Sich für die Arbeit bereithalten und 
ständig erreichbar zu sein, sind auch eine Form von Arbeit, die entlöhnt werden muss.  

 Arbeitszeiten müssen erfasst werden. Ohne die Arbeitszeiterfassung besteht keine ausrei-
chende Kontrolle über die geleisteten Arbeitsstunden. 

 Umsetzung des Rechts auf bezahlte Kurzabsenzen von bis zu 3 Tagen bei Krankheit der Kin-
der (pro Krankheitsfall). 

 Recht auf planbare Arbeitszeiten, die mit Familienpflichten vereinbar sind, z.B. das Recht auf 
mit den Krippentagen kompatible feste Arbeitstage (bei Teilzeit, Arbeit im Stundenlohn, Ar-
beit auf Abruf). 

Anreize für die Umverteilung 
Seit 1. Juli 2005 kennt die Schweiz einen Erwerbsersatz bei Mutterschaft. Im europäischen Ver-
gleich ist er allerdings sehr niedrig. Zudem bestehen Lücken (z.B. Adoptionsurlaub). Der Vater-
schaftsurlaub findet zwar im gesellschaftspolitischen Diskurs immer mehr Akzeptanz. Von einer 
gesetzlichen Verankerung sind wir jedoch noch weit entfernt, ebenso wie beim Elternurlaub. Der 
gesetzliche Weg ist harzig. Vereinzelt sind schon heute bessere Lösungen über GAV-Regelungen 
erzielt worden.  

Massnahmen: 

 Der gesetzlich verankerte Erwerbsersatz bei Mutterschaft muss von heute 14 auf 18 Wochen 
verlängert werden. 

 Der SGB und seine Verbände setzen sich dafür ein, dass in allen Branchen ein gesetzlich 
und/oder vertraglich festgelegter Adoptionsurlaub eingeführt wird. 

 Gesetzlich verankert werden sollte ein 8-wöchiger bezahlter Vaterschaftsurlaub. 

  Es braucht einen gesetzlich verankerten bezahlten Elternurlaub, wovon ein Teil zwingend von 
den Vätern bezogen werden muss. 

 Im Rahmen von GAV-Verhandlungen soll der Erwerbsersatz bei Mutterschaft auf 18 Wochen 
(100 % bezahlt) ausgebaut und ein mehrwöchiger bezahlter Vaterschaftsurlaub eingeführt 
werden. 

4 Arbeitszeit – ein Kernthema der Gewerkschaft 

Zur Gleichstellung der Frau gehört die wirtschaftliche Unabhängigkeit. Deshalb ist die bessere 
Vereinbarkeit von Erwerbs- und Familienarbeit sowie die Umverteilung bezahlter und unbezahlter 
Arbeit ein wichtiger Beitrag zur Gleichstellung. Die Arbeitszeit spielt dabei eine zentrale Rolle. 
Dauer und Lage der Arbeitszeit beeinflussen nicht nur Produktion, Betriebsabläufe und Belas-
tung am Arbeitsplatz, sondern definieren auch den Spielraum für Familie, Freizeit und gesell-
schaftliche Zeitinstitutionen (freier Abend, freies Wochenende).  
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Arbeitszeit ist ein Kernthema der Gewerkschaften. Am 11. SGB-Frauenkongress vom November 
2009 mit dem Titel „Erwerbs- und Familienarbeit. Vereinbarkeit jetzt. Schluss mit dem Zeitdilem-
ma!“ stand die Herausforderung nach einer geschlechtergerechten Arbeitszeit im Zentrum der 
Diskussionen. Die am Frauenkongress aus Gleichstellungssicht angestossene Arbeitszeitdiskus-
sion sollte, innerhalb der SGB-Gewerkschaften vertieft und in die öffentliche Diskussion transpor-
tiert werden.  

Massnahme: 

 Um diesen Prozess solid zu gestalten, braucht es fundierte Grundlagen und Strategien, die 
der SGB 2011/2012 in einer Expert/innen-Gruppe erarbeitet, anschliessend in den SGB-
Verbänden diskutiert, um sie 2013/2014 in die öffentliche Diskussion einzubringen.  
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Kongresspapier 2 
Bildungspolitische Herausforderungen 

Leitlinien zur Allgemeinbildung, zur Berufs- und Weiterbildung 

Übersicht 

Die Überwindung der im OECD-Vergleich ausgeprägten sozialen Ungleichheit von Bildungs-
chancen in der Schweiz ist bildungspolitisch zentral. Der Rechtsanspruch aller Jugendlicher auf 
eine genügende Bildung und der Zugang aller Arbeitnehmer/innen zur Weiterbildung ist für de-
ren Zukunft, aber auch für die Zukunft des Landes und insbesondere für dessen sozialen Zu-
sammenhalt relevanter als die im allgemeinen prioritär diskutierte „Exzellenz- und Eliten-
Förderung im globalen Markt“. Den Gewerkschaften kommt dieser Aufgabe eine besondere Be-
deutung zu. 

Das Bildungssystem kann auf jeder seiner Stufen einen Beitrag zum Abbau der sozialen Un-
gleichheit leisten – vorausgesetzt, dass in den Ausbau und die Qualität der Bildungsvermittlung 
genügend Mittel investiert werden. Nur motivierte Lehrende können den Lernenden eine nach-
haltige Bildungsperspektive bieten. 

Das Bildungssystem kann aber allein selbst im optimalen Fall nur die sozialen Ungleichheiten 
dämpfen, aber nicht überwinden. Deshalb ist Bildungspolitik integrierter Bestandteil der gewerk-
schaftlichen Kernaufgaben. 

Die Förderung der Elite und ihrer „Exzellenz“ ist in der Schweiz und in allen vergleichbaren Ge-
sellschaften vorherrschend und durch die realen gesellschaftlichen Verhältnisse zu erklären. Ein 
kurzer Blick auf 2010 zu feiernde Jubiläen von Bildungsinstitutionen kann dies illustrieren: Wäh-
rend die erste Universität auf heutigem Schweizer Boden dieses Jahr ihr 550-Jahr-Jubiläum in 
Basel feiert, schaffen es die modernen Volksschulen und Berufsfachschulen in einzelnen Kanto-
nen gerade mal auf 175 oder 180 Jahre. Das Gewicht dieser langen Geschichte hinterlässt auch 
im heutigen Bildungssystem deutliche Spuren – trotz allen anzuerkennenden Reform- und Aus-
bauschritten. Der erste „Bildungsbericht Schweiz 2010“ hat diesen Befund bestätigt und deutlich 
machen können, wie weit wir von der Überwindung der sozialen Ungleichheit von Bildungschan-
cen entfernt sind. 

Jede Bildungsstufe muss einen Beitrag zur Chancengleichheit leisten 

Das Bildungssystem wurde im Laufe der Zeit parallel zu den Produktivitätsfortschritten erweitert 
und ausdifferenziert, bedingen sie sich doch gegenseitig. Heute durchlaufen in allen OECD-
Staaten deutlich mehr Menschen als früher das Bildungssystem während der ersten Lebenspha-
se, und dies während einer längeren Zeit. Der Bildungslift fährt nach oben, bedient mehr Stock-
werke, aber: Wer auf welchem Stockwerk auszusteigen hat, wird im Wesentlichen immer noch 
durch die soziale Lage der Erziehungsberechtigten und nicht durch die gemessenen Kenntnisse 
der Lernenden vorbestimmt. 

Die Bildungsreformen haben zweifellos für viele Menschen, insbesondere für Frauen, zwar enor-
me Fortschritte gebracht, denen aber selbst innerhalb des Bildungssystems enge Grenzen ge-
setzt sind – aufgrund des Gewichts des vererbten kulturellen Kapitals. Die Frauen stellen bereits 



16 

Schweizerischer Gewerkschaftsbund / Union syndicale suisse / Unione sindacale svizzera 

seit einigen Jahren die Mehrheit bei den gymnasialen Abschlüssen und bei den Studienbegin-
ner/innen, aber nur ca. 12 Prozent der Professor/innen. Und die Studienrichtungen verlaufen 
entlang dem traditionellen Gender Gap. Dasselbe Bild in der Berufsbildung: Die Frauen haben 
bald schon dieselbe Berufsbildungsabschlussquote, aber in Berufen, die ebenfalls den traditio-
nellen Gender Gap spiegeln. Und die wichtigste Berufsbildungsreform der 90er Jahre mit der 
Einführung der Berufsmaturität als Zulassungsvoraussetzung für die aus der Höheren Berufsbil-
dung in den Hochschulbereich transformierten Fachhochschulen hat nachweislich einen Schub 
zum Abbau der sozialen Ungleichheit auf der Hochschulebene geführt. Die universitären Hoch-
schulen konnten bisher nie den gleichen Anteil von Studierenden mit einem höheren Bildungs-
abschluss als deren Eltern ausweisen. Diese Reform hat der Berufsbildung die zusätzlich not-
wendige Investition in die Allgemeinbildung und die direkte Tertiarisierung der Bildung gebracht, 
ohne die Errungenschaften der dualen Berufsbildung zu gefährden. Sie ist damit eine doppelt 
sinnvolle und erfolgreiche Reform im Bildungssystem gewesen, die mittels des neuen Gesetzes 
zur Koordination und Förderung des Hochschulraumes Schweiz (HFKG) keinesfalls gefährdet 
werden darf. Doch auch diese wichtige Reform hat die Berufsbildung nicht auf die selbe gesell-
schaftliche Anerkennungsstufe wie die Allgemeinbildung gebracht. 

Leitlinie 1 

Der SGB wendet sich grundsätzlich gegen die zunehmende Ökonomisierung der Bildung in 
allen Bereichen. Er engagiert sich für Reformen, welche die Chancengleichheit und den Zu-
gang zur Bildung verbessern. Projekte, die vor allem der Marktkonformität und Effi-
zienzsteigerung dienen, lehnt er ab. Der SGB setzt sich im Rahmen der Neuregelung des 
Hochschulraumes Schweiz für zwei Hochschultypen ein, die je an das allgemeinbildende 
(gymnasiale Matur, Universitäten, ETH) bzw. an das berufsbildende System (Berufsmatur, 
Fachmaturität, höhere Fachschulen, Fachhochschulen) gebunden, aber untereinander durch-
lässig sind. Der SGB unterstützt die von der Studentenbewegung und den studenti-schen 
Organisationen vorgebrachten Forderungen zur Verbesserung des „Bologna-Systems“ und 
insbesondere die Stipendieninitiative „für eine Schweiz mit Zukunft!“. 

Mehr Bildungsinvestitionen für die Qualität und die Bildungsexpansion 

Die angeführten Beispiele zeigen, dass es Reformen auf jeder Stufe des Bildungssystems geben 
kann, die die soziale Ungleichheit dämpfen und den Lernenden und Studierenden mehr Chan-
cen vermitteln. Deshalb müssen die Abnehmer auf jeder Stufe des Bildungssystems in ihrer kon-
kreten Ausgestaltung der Bildungsvermittlung diese Aufgabe anpacken und sie dürfen nicht alles 
dem Zubringer, der unteren Stufe des Bildungssystems, aufbürden. Einfach darauf zu warten, bis 
sich die Kindertagesstätten (Kitas), Grundstufen, Tagesschulen usw., die alle hoch dringlich sind, 
durchgesetzt haben, ist keine adäquate Strategie. Studien zeigen uns bereits, dass die Startvor-
teile, die Kita-Kinder in den ersten Schuljahren aufweisen, im Laufe der Beschulung verloren ge-
hen, wenn die Volksschule selbst und die nachfolgenden Bildungsstufen die Kultur-Kapital Man-
kos der Erziehungsberechtigten nicht kompensieren können. Das ist der entscheidende Punkt, 
auf den besonders engagierte Lehrer/innen und die Lehrergewerkschaften zu Recht insistieren: 
Alle aufgrund von verallgemeinerten Erfahrungen gemachten Reformen sind nur soweit zielfüh-
rend, als diese Reformprozesse für die Umsetzung im Bildungsraum mit den entsprechenden 
Ressourcen ausgestattet werden. Deshalb ist die Zielsetzung des „Weissbuches“ der Akademien 
der Wissenschaften Schweiz, ab 2030 zehn Prozent des Bruttoinlandproduktes in die Bildung zu 
investieren, zentral. Deshalb ist höchste Alarmstufe angesagt, angesichts der sich häufenden 
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Bildungssparbeschlüssen in den Kantonen, ausgerechnet jetzt, wo die momentan sinkende Zahl 
von Lernenden in der Volksschule es erlaubte, bei der Bildungsqualität deutliche Verbesserun-
gen zu realisieren. 

Leitlinie 2 

Der SGB fordert mit dem vpod und im Austausch mit den Lehrerverbänden im Rahmen der 
Harmos-Reformen für den Ausbau der Tagesschulen und der Reformen für eine integrative 
Schule genügend qualifizierte Lehrer/innen gegen den Lehrermangel: Den Lehrer/innen 
müssen genügend Ressourcen für die inhaltliche Umsetzung der Form nach richtigen Re-
formprojekte zur Verfügung gestellt werden. Diese Ressourcen müssen vor allem direkt in die 
Schulen und in den Unterricht fliessen und nicht in den administrativen Bildungsapparat. Für 
eine genügende individuelle Förderung und für die soziale Integration des einzelnen Kindes 
müssen die Anstellungsbedingungen der Lehrpersonen deutlich verbessert werden. Insbe-
sondere braucht es eine generelle Senkung der Pflichtlektionenzahlen für die Lehrer/innen 
und das Betreuungsverhältnis von Anzahl Kindern pro Lehrer/in muss geprüft werden. Die 
Lehrer/innenlöhne müssen auf die Stufe von Berufen mit vergleichbaren Qualifikationen an-
gehoben werden. Ebenso gilt es grundsätzlich die Arbeitsbedingungen für die Lehrer/Innen 
zu prüfen. Die Bereiche Infrastruktur, persönliche Weiterentwicklung usw. sind vielfach un-
genügend. Auch müssen die gesundheitlichen Probleme, mit welchen immer mehr, und vor 
allem junge, Lehrer/Innen aufgrund der Berufsbelastung zu kämpfen haben, dringend ernst 
genommen werden. Entsprechende Massnahmen sind überfällig. 

Die Tagesbetreuung muss als Bildungsaufgabe und damit als Teil der Schule verstanden 
werden. Die Ausbildungs- und Anstellungsbedingungen im Bereich der Tagesbetreuung 
müssen das zum Ausdruck bringen. 

Abbau der sozialen Ungleichheiten im Allgemeinen und im Bildungssystem 

Selbst wenn wir mehr Bildungsinvestitionen in die Qualitätsverbesserung der Lehrenden und 
nicht in den weiteren Ausbau der Bildungsbürokratie durchsetzen können, wäre der Abbau der 
sozialen Ungleichheiten im Bildungssystem noch nicht garantiert. Die Besserstellung der Frauen 
im Bildungssystem hat nicht zu einer vergleichbaren allgemeinen Besserstellung der Frauen in 
Wirtschaft und Gesellschaft geführt. Heute öffnet sich sogar der Gender Gap im Lohnsystem und 
im obersten Management wieder. 

Die Bildungsexpansion der 60er, 70er und 80er Jahre hat auch keine Vollbeschäftigung ge-
bracht. Heutige Arbeitslose sind im Schnitt besser qualifiziert als in der Krise der Siebziger Jahre, 
aber sie finden trotzdem keine Arbeit, weil die entlöhnte Arbeit ungleich verteilt ist. Wichtige bil-
dungspolitische Reformen allein schaffen die soziale Ungleichheit nicht aus der Welt. Deshalb ist 
es die besondere Herausforderung der Gewerkschaften, für den Abbau der sozialen Ungleichhei-
ten im Allgemeinen und im Bildungssystem im Speziellen zu sorgen. 

Wenn die Chancengleichheit und die Chancengerechtigkeit (Equity) im Bildungssystem realisiert 
werden soll, dann darf bereits die obligatorische Schulzeit nicht ungerecht benachteiligen. Dar-
über hinaus darf Bildung aber nicht nur auf die erste Lebensphase fokussiert sein. Allen Jungen 
ist eine Erstbildung zu vermitteln, mit der sie auf dem Arbeitsmarkt und in der Gesellschaft beste-
hen können. Daher müssen zukünftig Angebote gefördert werden, welche auch sozial benachtei-
ligten, lernschwächeren Jugendlichen eine adäquate Erstbildung ermöglichen, damit auch diese 
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Jungen längerfristig im regulären Arbeitsmarkt ihren Platz finden. Diese Erstbildung muss aber 
für alle ans „lebenslange Lernen“ anschlussfähig sein. Das lebenslange Lernen darf aber nicht 
einfach die ökonomische Sicht, die Erhaltung der Beschäftigungsfähigkeit, im Fokus haben. Es 
muss auch die breitere Sicht des Transfers des Kultur-Kapitals auf die nachkommende Generati-
on im Blicke haben. Wenn alle Lohnabhängigen und Erziehungsberechtigten Zugang zu Bil-
dungsangeboten haben, die nicht nur durch die betriebliche Rationalität durch den Arbeitgeber 
definiert werden, dann nähern wir uns den Zielen und Aufgaben moderner Bildungssysteme, die 
auch das Thema der sexuellen Ausrichtung oder der sexuellen Identität aufnehmen. Das lebens-
lange Lernen darf aber nicht einfach die ökonomische Sicht, die Erhaltung der Beschäftigungs-
fähigkeit, im Fokus haben. Es muss auch eine breitere Sicht des Transfers des Kultur-Kapitals auf 
die nachkommende Generation im Blicke haben. Daher ist die alte Forderung einer Aufwertung 
der staatskundlichen Bildung auch im Sinne einer Bürgerrechtsbildung heute noch zentral. Eine 
zielgruppengerechte und zeitgemässe Gesellschaftskunde ist nicht nur in der Grundschule von 
grosser Bedeutung, sondern muss auf allen Bildungsstufen massiv ausgebaut werden. 

Leitlinie 3 

Der SGB engagiert sich für die integrative Schule für alle Kinder und für die Abschaffung der 
Frühselektion in der obligatorischen Schule. Wichtig ist dabei die Bereitstellung der Mittel für 
die gezielte Förderung der sozial benachteiligten Schüler/innen sowie für die Qualitätsent-
wicklung der Schule. Der SGB engagiert sich in diesem Kontext auch für den Beitritt der 
Schweiz zur UNO-Behindertenkonvention. 

Der SGB setzt sich für eine breite und anschlussfähige berufliche Erstausbildung für alle ein 
sowie für die Verankerung des Rechts auf Weiterbildung sowie auf Berufs- und Laufbahnbe-
ratung für alle im Rahmen des neuen Weiterbildungsgesetzes. Er setzt sich für das Recht auf 
Bildung für Kinder und Jugendliche ohne geregelten Aufenthaltsstatus bis und mit einer 
Ausbildung auf der Sekundarstufe 2 (Mittelschule oder Berufslehre) ein. 

Er engagiert sich für die Gleichstellung von Frauen und Männern im Bereich der Berufs- und 
der Weiterbildung sowie für Projekte, welche dazu beitragen, das Berufsspektrum von jungen 
Mädchen und Frauen zu erweitern. 

Ausbau des Bildungssystems nötig 

Mit der Veröffentlichung des Weissbuches „Zukunft Bildung Schweiz“ der Akademien der Wis-
senschaften Schweiz im Jahre 2009 wurde eine öffentlich heftig geführte Auseinandersetzung 
zwischen Anhänger/innen des Berufsbildungssystems und Anhänger/innen des Systems der 
Allgemeinbildung begonnen. Hintergrund dieses „Kampfes der Systeme“ sind die in den nächs-
ten Jahren rückläufigen Zahlen der Volksschulabgänger/innen sowie der Streit um die auch für 
die Bildung gemäss Prognosen knapper werdenden staatlichen Mittel. Der SGB, als Interessen-
vertreter seiner Mitglieder, die grossmehrheitlich den berufsbildenden Weg beschreiten, hat in 
diesem Streit die Position eines Brückenbauers eingenommen, und zwar sowohl aus bildungspo-
litischen als auch aus ressourcen-politischen Gründen. In einer Gesellschaft mit demografischer 
Alterung und direktdemokratischen Entscheidungsprozessen geraten die Bildungsbudgets in der 
Regel unter Druck. Wenn sich die Bildungsengagierten zusätzlich streiten und damit schwächen, 
werden Reformen kaum mehr finanzierbar, und es entwickelt sich ein für alle Lehrenden, Ler-
nenden und Studierenden, in der Regel aber nicht für die Bildungsbürokratie, kontraproduktiver 
Kampf um möglichst grosse Anteile der Bildungsbudgets. Es ist deshalb auch für die Vertre-
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ter/innen der Berufsbildung sinnvoller, sich an den finanzpolitischen Ausbauvorgaben der „Weis-
sbuches“ zu orientieren, als mehr Mittel für die Berufsbildung zu Lasten der Allgemeinbildung 
einzufordern. 

Leitlinie 4 

Der SGB setzt sich für die Stärkung der Berufs- und Weiterbildung im Rahmen eines Aus-
baus des gesamten Bildungssystems ein. In den einzelnen Bereichen der beruflichen Grund-
bildung, der höheren Berufs- und der Weiterbildung tut er dies wie folgt: 

4.1 Berufliche Grundbildung 

Das Recht auf Bildung für alle – gegen die Jugendarbeitslosigkeit. Mindestens 95 Prozent der 
Volksschulabgänger/innen müssen so rasch wie möglich, spätestens aber 2015, auf dem direk-
ten Weg zu einem Berufs-, Berufsmatur-, einem schulischen oder gymnasialen Abschluss geführt 
werden. Auch zu diesem Zweck werden weitere kantonale Berufsbildungsfonds und auch in 
Ergänzung zu nationalen Branchenfonds geschaffen. Die Betriebe, die Beiträge an paritätische 
Fonds ausrichten, werden nicht doppelt belastet. Bei fehlenden betrieblichen Angeboten ist der 
Ausbau von Lehrwerkstätten vorzusehen.  

Für sozial benachteiligte lernschwächere Jugendliche braucht es nebst dem Angebot des Eidge-
nössischen Berufsattests (EBA) eine Bildungsoffensive im Sinne einer beruflichen und persönli-
chen Förderung. Vor allem Jugendliche, die aufgrund einer sprachlichen Schwäche oder der 
frühen Selektion in der Grundschule zum Opfer gefallen sind, können vielfach nicht ihren Fähig-
keiten entsprechende Tätigkeiten ausüben. Daher ist eine Förderung im obigen Sinne zentral. 

Zudem sollen die EBAs nur dann eingeführt werden, wenn es fachbedingt Sinn macht und nicht 
einfach der Ausbildung von Billig-Arbeitskräften dient. Für Personen mit Eidgenössische Berufs-
attest (EBA) müssen unbedingt Angebote entwickelt werden, welche eine Erlangung des Eidge-
nössischen Fähigkeitszeugnis (EFZ) ermöglicht. 

4.2 Höhere Berufsbildung 

Die Förderung der Höheren Berufsbildung (Fachausweis, Diplom/„Meisterprüfung“, Höhere 
Fachschule, nicht auf Bundesebene geregelte Berufe u.a.m.) ist nötig mittels einerseits eines 
verbindlichen finanziellen Engagements der Kantone über eine interkantonale Vereinbarung und 
eine zusätzliche Finanzierung durch den Bund und dessen Engagement für die Anerkennung der 
HBB auf internationaler Ebene, anderseits durch eine in Gesamtarbeitsverträgen abgesicherte 
höhere finanzielle Beteiligung der Arbeitgeber an den wachsenden Kosten der Höheren Berufs-
bildung, die heute wesentlich durch die Arbeitnehmer/innen getragen werden. Die Arbeitgeber 
stellen den Arbeitnehmer/innen auch verlängerte bezahlte Bildungszeiten zur Verfügung. 

Studierende der Höheren Berufsbildung sollen auch über nachfrageorientierte Instrumente un-
terstützt werden. 

Im gesellschaftlich wichtigen Gesundheits- und Pflegebereich droht aufgrund eines Fachkräfte-
mangels ein Pflegenotstand. Der SGB unterstützt die Gewerkschaften und Berufsverbände im 
Gesundheitsbereich mit ihren Anliegen nach einer Anschubfinanzierung und einer verstärkten 
Förderung der Höheren Berufsbildung in diesem Bereich. 
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4.3 Validierung von Bildungsleistungen und Nachholbildung 

Die Anrechnung nicht formal erworbener Kompetenzen muss Erwachsenen den Zugang zu eid-
genössischen Abschlüssen, ohne einen üblichen Bildungsgang zu durchlaufen, ermöglichen. 
Das in den letzten beiden Jahren entwickelte nationale System muss jetzt in allen Kantonen um-
gesetzt werden. Dabei müssen sich die Kantone auch an den Kosten für die Validierung der Bil-
dungsleistungen beteiligen. 

Für den Bereich der grenzüberschreitenden Anerkennung arbeiten der SGB und seine Verbände 
mit den Branchengewerkschaften und deren Dachorganisationen in den entsprechenden Län-
dern zusammen. Die Validierung von Bildungsleistungen ist vor allem für Umsteiger/innen aus 
früheren Monopolberufen, Quereinsteiger/innen und Migrant/innen von Bedeutung. Die Einfüh-
rung dieses Systems muss mit dem Ausbau der Nachholbildungsmöglichkeiten abgestimmt wer-
den. Die Nachholbildung wird modular organisiert und passt sich den Bedürfnissen der Erwach-
senen an (Lernmethoden, Zeitplan usw.). Das Nachholen von Grundkompetenzen – in den Be-
reichen Zweitsprachen/Lesen und Schreiben/Alltagsmathematik/methodische und soziale Kom-
petenzen – soll im System integriert werden. Die berufsspezifischen Module werden in der Regel 
in den Berufsfachschulen (BFS) angeboten; ein spezifisches Angebot für schwer erreichbare 
Interessierte und Migrant/innen soll ausgebaut und an zertifizierte Erwachsenenbildungsinstituti-
onen delegiert werden, die über die nötige Erfahrung in der Bildung von fremdsprachigen und 
heterogenen Gruppen verfügen. Die Beteiligung der Kantone an den Kosten muss gewährleistet 
werden. 

4.4 Weiterbildung 

Für das ab 2010 in Ausarbeitung stehende neue eidgenössische Weiterbildungsgesetz stellt der 
SGB den Zugang aller zum öffentlichen Gut Bildung ins Zentrum und fordert: 

 das Recht auf eine alle fünf Jahre stattfindende Standortbestimmung und/oder auf eine 
Kompetenzbilanzierung; 

 das Recht auf jährlich 5 Tage bezahlten Weiterbildungsurlaub, kumulierbar während drei 
Jahren. 

 neue Angebote für funktionale Analphabet/innen und eine Sensibilisierungskampagne gegen 
Illetrismus. 

 eine Sprachoffensive für Migrant/innen. 

 Das Recht auf nachhaltige und selbstbestimmte Weiterbildung im Berufsleben und bei Ar-
beitslosigkeit. 

Die Weiterbildung für alle ist vor der Arbeitslosigkeit zu verankern – Prävention statt Reparation 
ist die Devise. Es wird ein Rechtsanspruch auf eine alle fünf Jahre stattfindende Standortbestim-
mung für alle Arbeitnehmer/innen eingeführt. Dieser Rechtsanspruch erfolgt über die gesamte 
Dauer der Erwerbstätigkeit, insbesondere auch für die über 50-Jährigen. Die berufliche Standort-
bestimmung erfolgt kostenlos bei einer professionellen Stelle und soll aufzeigen, wie zukunftsge-
richtet die vorhandene Qualifikation ist und welche Weiterbildung/Umschulung angezeigt ist. 

Die Standortbestimmung erfolgt ausserbetrieblich, z.B. über die Berufs- und Laufbahnberatun-
gen. Der Bund gibt die Standards vor und ist Aufsichtsbehörde. Artikel 51 im BBG wird entspre-
chend geändert oder neu im Weiterbildungsgesetz geregelt. 
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Der SGB setzt sich dafür ein, dass die Arbeitnehmenden, insbesondere auch Migrant/innen, kos-
tengünstigen Zugang zu zielgruppenspezifischen Kompetenzbilanzkursen erhalten, die von einer 
anerkannten Bildungsinstitution organisiert werden und Anschluss an eine zielgruppenorientierte 
Laufbahnberatung bieten. 

Der Bund hat sich spätestens ab der Periode 2013 bis 2016 der Botschaft zur Förderung von 
Bildung, Forschung und Innovation (BFI) mit 25 Prozent an den Kosten jener Weiterbildungen zu 
beteiligen, die im Rahmen von Berufsfach- und Höheren Fachschulen vermittelt werden (hier sind 
deren Angebote ausserhalb der höheren Berufsbildung gemeint) bzw. von Schulen, die vom 
Staat finanzierte und/oder zertifizierte Programme anbieten, insbesondere im Integrationsbereich. 
Es ist darauf zu achten, dass der Bund und die Kantone nur jene privaten WB-Anbieter berück-
sichtigt, die ausschliesslich eine soziale und bildungspolitische und keine profitorientierte Zielset-
zung haben. Die Kantone bauen ihrerseits das Weiterbildungsangebot an den Berufsfachschulen 
aus und übernehmen dort, wo sich die Arbeitgeber nicht an den Kosten der Weiterbildung betei-
ligen, ebenfalls bis zu 25 Prozent der anfallenden Kurskosten sowie die Kosten für die Standort-
bestimmung bei den Berufsberatungen. Für die privaten Angebote sind bei Erfüllung der Quali-
tätsvorgaben durch den Bund angemessene Subventionen zu sprechen. 

Artikel 34 des Bundesgesetzes über die Ausländer/innen (AuG vom 16.2.05) verlangt von Mig-
rant/innen den Nachweis „ausreichender“ Sprachkenntnisse. Soll der Artikel umgesetzt werden, 
so muss jede/r Migrant/in einen Weiterbildungsgutschein sowie einen Zeitkredit von 500 Kurs-
stunden während der Arbeitszeit erhalten; es werden mindestens 10'000 zusätzliche Kursplätze 
angeboten; arbeitsalltagsspezifische Sprachkurse werden zudem in Zusammenarbeit mit den 
Branchenfonds organisiert. 

Für den Bereich Illetrismus (800'000 in der Schweiz Lebende sind „funktionale Analpha-
bet/innen“, selbst wenn sie oft einen Berufsabschluss und keinen Migrationshintergrund haben) 
wird ein spezielles Programm zusammen mit den in diesem Bereich aktiven Vereinen und Fach-
hochschulen entwickelt, das auch im Rahmen des neuen Weiterbildungsgesetzes abgesichert 
werden muss. 

4.5 Gewerkschaftliche Bildungspolitik in den Branchen durch die SGB-Verbände 

Die SGB-Verbände engagieren sich wenn immer möglich in der beruflichen Grundbildung im 
Rahmen der Reformen der Verordnungen über die berufliche Grundbildung und den Schweizeri-
schen Kommissionen für Berufsentwicklung und Qualität, dort, wo es für den gewerkschaftlichen 
Aufbau wichtig und nützlich ist; sie beteiligen sich an Projekten für neue Berufsentwicklungen, 
Nachholbildungen usw. oder lancieren sie selbst, insbesondere im Bereich der Nachhaltig-
keit/Ökologie oder in Bereichen mit einem besonderen Fachkräftemangel (u.a. Gesundheit, In-
formatik); sie engagieren sich für die Qualität der Höheren Berufsbildung in ihren Branchen und 
beteiligen sich nach Möglichkeit auch an den Prüfungs-Trägerschaften. Die Branchenverbände 
motivieren ihre Mitglieder zur Nutzung von adäquaten Bildungsangeboten. 

In den nächsten vier Jahren rückt die Bildungspolitik ins Zentrum der politischen Diskussionen 
des SGB. Die politische Rechte will im Wahlkampf 2011 die Volksschule als Wahlkampfinstru-
ment missbrauchen. Die Anliegen der politischen Rechte liegen den Anliegen des SGB diametral 
entgegen. Daher bedarf es sofort einer starken und nachvollziehbaren gewerkschaftlichen Ant-
wort. In der Bildungspolitik will der SGB eine ausgeprägte Deutungshoheit erlangen. 
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In der Weiterbildung orientieren sie sich an folgenden Leitlinien: 

4.5.1 Die Arbeitgeber stellen den sich weiterbildenden Arbeitnehmer/innen die Weiterbildungs-
zeit zur Verfügung. Aus bestehenden oder noch zu bildenden paritätischen Branchen-
fonds werden sowohl die Betriebe als auch die sich weiterbildenden Arbeitnehmer/innen 
unterstützt, unter besonderer Berücksichtigung der tieferen Einkommen, der Teilzeitein-
kommen und der sozialbedingten bildungsferneren AN ohne beruflichen Erstabschluss.  

4.5.2 Die SGB-Verbände nutzen die bereits bestehenden Fonds-Möglichkeiten aus und prüfen, 
wie weit diese für die berufliche Grund-, die Höhere Berufliche Bildung und die Weiterbil-
dung eingesetzt werden können. Sie entwickeln in den Branchen neue Weiterbildungs-
programme: Sie ermitteln die spezifischen Bildungsbedürfnisse der einzelnen Berufe und 
Branchen, um die Weiterbildungsplanung zu verfeinern. Der SGB setzt sich zusammen 
mit seinen Verbänden dafür ein, dass Migrant/innen dank spezifischen Massnahmen Zu-
gang zur Anerkennung ihrer Bildungsleistungen erhalten – u.a. wird auf Branchenebene 
dafür gesorgt, dass in allen Berufen Qualifikationsprofile für die Anerkennung erarbeitet 
werden. 

4.5.3 Ein gezieltes Angebot an beruflichen Weiterbildungskursen – gekoppelt an Spracherwerb 
– muss spezifisch für die Migrant/innen entwickelt werden. Bei dieser Zielgruppe soll das 
Erlernen einer Landessprache ein Ziel der beruflichen Weiterbildung sein bzw. das 
Sprachniveau soll kein Hindernis beim Eintritt in eine berufliche Weiterbildung darstellen. 
In diesem Zusammenhang sollen innovative Projekte entwickelt und „best practices“ defi-
niert werden. Die Zusammenarbeit mit Erwachsenenbildungsinstitutionen, die Erfahrung 
mit fremdsprachigen und heterogenen Gruppen gesammelt haben, soll dabei besonders 
gefördert werden. 

 

4.5.4 Die SGB-Verbände achten dabei besonders auf die Gender-Frage und damit auf den Zu-
gang der Teilzeit-Arbeitenden zur WB sowie den 50- bis 65jährigen Arbeitnehmer/innen. 
Diese Konzeption betont auch die Mitbestimmung der Arbeitnehmer/innen bei der Defini-
tion der WB. 

4.5.5 Die SGB-Verbände fördern in Zukunft mit Movendo wieder mehr die gewerkschaftspoliti-
sche Bildung für ihre Mitglieder, Vertrauensleute, Gewerkschaftssekretäre und dem ad-
ministrativen Personal. Der Fokus sollte sich in den nächsten Jahren wieder auf die För-
derung von gewerkschaftspolitischer, allgemeinpolitischer und kultureller Bildung richten. 
Dazu gehört ebenfalls die Prüfung von neuen Methoden, Formen und Inhalten, welche 
die jüngere Generation auch anspricht. Auch sollten regelmässig Plattformen geboten 
werden, welche einen Austausch von bereits existierenden Bildungsangeboten der Ein-
zelverbände ermöglichen. 
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Kongresspapier 3 
Für eine stabile und leistungsstarke Alters- und Invaliden-
versicherung 

1 Ausgangslage 

Das heutige, in der Bundesverfassung verankerte 3-Säulen-System für die Alters-, Hinterlassenen- 
und Invalidenvorsorge aus AHV/IV, beruflicher Vorsorge und der steuerbegünstigten individuel-
len Vorsorge war das Resultat einer langjährigen politischen Diskussion. Laut Verfassung sollten 
die Leistungen der 1. Säule (AHV und IV) den Existenzbedarf angemessen sichern, während die 
Leistungen der 2. Säule (berufliche Vorsorge) die Fortführung der gewohnten Lebensweise si-
chern sollten. Nach der bei der Schaffung des 3-Säulen-Systems herrschenden Mehrheitsauffas-
sung sollten AHV/IV und die Mindestvorsorge nach BVG zusammen für Vorsorgeleistungen von 
60 % des Lohnes sorgen, wobei die AHV/IV 24 % und die BV 36 % dazu beitragen sollten. In der 
Praxis zeigt sich jedoch, dass diese Ziele mit der heutigen ersten und zweiten Säule nicht erreicht 
sind: Die Renten der AHV und IV erfüllen den Verfassungsauftrag der Existenzsicherung immer 
noch nicht.  

Die 2. Säule ist zwar in der Zwischenzeit stark gewachsen, ihre Leistungen sind aber je nach Um-
ständen, Beruf, Branche, Arbeitgeber usw. sehr unterschiedlich. Während die hohen Lohnklas-
sen meistens sehr gute Leistungen erhalten, erhalten Arbeitnehmende mit tieferen Löhnen meis-
tens nur die BVG-Minimalleistungen. Überdies schliesst das Prinzip des Koordinationsabzuges, 
das im BVG-Minimum in absoluten Franken definiert ist, viele Arbeitnehmende ganz aus der be-
ruflichen Vorsorge aus oder führt zu ineffizienten und uninteressanten Mini-Versicherungen. Teil-
zeitarbeitende, unregelmässig Beschäftigte, Arbeitnehmende mit mehreren Arbeitgebern, Kultur-
schaffende und andere „atypische Beschäftigte“ kommen nicht einmal auf die Minimalleistungen 
und erreichen somit das Leistungsziel von 60 % aus AHV und BV nicht, Sie entsprechen nämlich 
nicht dem Schema des vollzeitlich und lebenslang beschäftigten Arbeitnehmers, auf welches die 
gesetzlichen Minimalvorschriften ausgerichtet ist . Das Gesamtleistungsziel von 60 % des Lohnes 
reicht also nur für hohe Einkommen aus, für kleine und mittlere Einkommen ist es jedoch zu tief. 

Die Ergänzungsleistungen (EL) verhindern zwar Altersarmut, garantieren aber nur ein sehr tiefes 
Einkommensniveau. Sie dienen heute vor allem zur (Mit)finanzierung der hohen Kosten von Pfle-
gefällen und können kein Ersatz für ein gutes Rentensystem sein. 

Es ist dem SGB gelungen, mit dem Abstimmungssieg vom 7. März 2010 eine Senkung des Min-
destumwandlungssatzes zu verhindern. Es gibt in der beruflichen Vorsorge aber weitere ungelös-
te Probleme. Eines davon ist die Tätigkeit der profitorientierten Lebensversicherungsunterneh-
men. Bisher konnten sich die Lebensversicherer immer wieder mittels politischer Einflussnahme 
einer faireren Gewinnverteilung erfolgreich entziehen und die vom Gesetzgeber eingeführte „le-
gal quote“ mit einer äusserst fragwürdigen Verordnungsregelung  umgehen. Gerade Arbeitgeber 
im Tieflohnbereich schliessen sich oft den Sammeleinrichtungen der Lebensversicherer an. Die-
se haben wegen der Profitorientierung der Versicherer ein schlechtes Verhältnis zwischen Bei-
trägen und Leistungen und verlangen hohe, versteckte Verwaltungskosten. Als Reaktion auf ihre 
Abstimmungsniederlage am 7. März 2010 sind die Lebensversicherer nun daran, die bisherigen 
Vollversicherungen durch ein neues Modell zu ersetzen, bei dem alle Nachteile bei der Vorsorge-
einrichtung und alle Vorteile beim Lebensversicherer liegen. Es läuft letztlich darauf hinaus, dass 
der Mindestumwandlungssatz nicht mehr garantiert ist resp. umgangen wird. 
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Auch bei einigen autonomen Vorsorgeeinrichtungen sind die Verwaltungskosten und teilweise 
auch die Vermögensverwaltungskosten hoch. Die geltenden Rechnungslegungsvorschriften in 
Kombination mit den Gebührenmodellen der Banken führen zudem dazu, dass die Pensionskas-
sen nur die Nettorendite ausweisen können, was die Nachvollziehbarkeit der Gesamtkosten der 
Vermögensanlage erschwert oder verunmöglicht. 

Bei den Sammeleinrichtungen der Lebensversicherer besteht keine echte paritätische Verwal-
tung. Zudem ist generell der Kündigungsschutz für VertreterInnen der Arbeitnehmenden in den 
paritätischen Organen der Vorsorgeeinrichtungen ungenügend. 

Die Zunahme der Lebenserwartung und die tieferen Kapitalmarktrenditen werden in der berufli-
chen Vorsorge durchwegs in Form von Leistungssenkungen auf die Destinatäre überwälzt. Die 
Arbeitgeber sind offenbar nicht bereit, diese Anpassungen durch höhere Beiträge zu kompensie-
ren, um das bisherige Leistungsniveau beizubehalten. Während diese Entwicklung bei Arbeit-
nehmenden mit hohen Löhnen verschmerzbar ist, ist sie für solche mit mittleren und kleinen 
Löhnen hart. Für die AltersrentnerInnen ist auch das Ausbleiben von Teuerungsanpassungen in 
der beruflichen Vorsorge, das auf tiefe Anlagerenditen zurückzuführen ist, unbefriedigend. 

Trotz der Tatsache, dass die AHV-Renten – in offener Verletzung der Bundesverfassung – nicht 
existenzsichernd sind, wollen Bundesrat und Parlamentsmehrheit diese weiter einschränken. In 
der zweiten Auflage der 11. AHV-Revision sollen das Rentenalter der Frauen auf 65 Jahre erhöht 
werden und es soll ein Mechanismus eingeführt werden, der bei Unterschreiten eines bestimm-
ten Standes des AHV-Fonds zu einem Aussetzen der Rentenanpassung führt. Die zu erwartenden 
Mehrkosten der demographischen Entwicklung sollen also einseitig auf die RentnerInnen abge-
wälzt werden, statt mittels einer (bescheidenen) Beitragserhöhung ausgeglichen zu werden. 

Die AHV ist strukturell und finanziell gesund. Einem Leistungsausbau in Richtung des Existenzsi-
cherungsziels der Bundesverfassung steht bei entsprechender Finanzierung nichts entgegen. Wir 
wollen nicht nur Abwehrkämpfe führen, sondern offensiv einen Ausbau der AHV-Leistungen und 
die Erfüllung des Verfassungsauftrags verlangen. 

2 Höheres Leistungsziel für die Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge 

Der SGB will seit langem bessere Lösungen für die Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge 
erreichen. Eine Volksinitiative, die u.a. das Verhältnis von erster und zweiter Säule ändern wollte, 
ist im Jahr 1995 von den StimmbürgerInnen abgelehnt worden. Der SGB-Kongress von 2002 hat 
zur Einsetzung einer Expertengruppe geführt. Diese sollte einen Vorschlag ausarbeiten, der die 
Rentenhöhe in AHV und IV verbessern und einen teilweisen Umbau von der zweiten zur ersten 
Säule herstellen sollte. Der Expertenbericht vom Februar 2006  hat eine umfassende Überprü-
fung des Drei-Säulen-Modells vorgenommen und ein konkretes Modell für den Ausbau der ersten 
Säule und einen teilweisen Umbau vorgeschlagen. Der Umbauvorschlag hätte die mittlere Ersatz-
rate aus AHV und EL von total 33 % auf 41 % erhöht und die Gesamtersatzrate verbessert. Insbe-
sondere die Ersatzrate für die schwächsten Einkommen würde erhöht. Das Umlageverfahren 
würde dadurch gestärkt. 

Der SGB hat diesen Umbauvorschlag vorerst nicht weiterverfolgt, weil er sich auf andere Arbeiten 
konzentrieren musste. So hat er im 2004 die 11. AHV-Revision mit einem Referendum erfolgreich 
bekämpft. Er hat eine Volksinitiative „für ein flexibles AHV-Alter“ eingereicht und zur Abstimmung 
gebracht, die Abstimmung aber leider verloren. 
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Die Frage der Rentenhöhe resp. der Höhe der Vorsorgehöhe bleibt aber aktuell. Die bisherige 
Interpretation des Verfassungsziels – 60 % des Einkommens – ist unhaltbar. Während man mit 
60 % von 10‘000 Franken im Monat den Lebensstandard nach dem Eintritt ins Pensionsalter 
halten kann, gilt das für 60 % von 5‘000 Franken im Monat nicht mehr. Ein Leistungsziel, das bei 
einem Erwerbseinkommen von 5'000 Franken nur zu 3‘000 Franken Renteneinkommen führt, 
verletzt die Verfassung, weil damit das Leben nicht in gewohnter Weise fortgesetzt werden kann. 
Die 60 % sind bei den kleineren und mittleren Einkommen deshalb heute verfassungswidrig, weil 
man davon nicht anständig leben kann. Die Abstimmung vom 7. März 2010 hat gezeigt, dass 
genügend hohe Renten für die Versicherten und RentnerInnen ein wichtiges Anliegen sind. 

Das Leistungsziel der Altersvorsorge aus der ersten und zweiten Säule muss deshalb neu 
formuliert werden. Wir schlagen folgendes neues differenziertes Leistungsziel (so genannte 
Ersatzquoten vom Erwerbseinkommen) vor: 

 80 % bei Einkommen bis 5’000 Franken  

 70 % bei Einkommen bis zu 7’000 Franken  

 60 % bei höheren Einkommen  

Dieses neue differenzierte Leistungsziel entspricht nicht nur der Lebensrealität. Es folgt auch aus 
dem Verfassungsauftrag. Das Recht auf ein Alter in Würde ist eine der grossen Errungenschaften 
der Zivilisation, konkretisiert im Sozialstaat. Wer ein Erwerbseinkommen von 5'000 Franken er-
zielt, der braucht für ein anständiges Leben im Rentenalter und für die „Fortsetzung seines ge-
wohnten Lebens in angemessener Weise“ ein Renteneinkommen von 4'000 Franken. Die heuti-
ge, ungeschriebene Interpretation des Leistungsziels von 60 % für Erwerbseinkommen in dieser 
Höhe ist lebensfremd. 

Grundsätzlich gibt es mehrere Möglichkeiten, diese höheren Ersatzquoten zu erreichen: durch 
eine Verstärkung der AHV, durch bessere Leistungen der beruflichen Vorsorge oder durch eine 
Kombination aus beiden Sozialwerken. Aus Gründen der sozialen Gerechtigkeit und der Effizienz 
ziehen wir eine Lösung in der ersten Säule vor. Dies würde es auch ermöglichen, das System der 
heutigen Erziehungs- und Betreuungsgutschriften auszubauen, um die unbezahlte Betreuungs-
arbeit (Kinder, aber auch pflegebedürftige Eltern), die vorwiegend von Frauen wahrgenommen 
wird, bei der Altersrente besser abzugelten. 

Forderungen: 

 Statt einem unzureichenden und einheitlichen Leistungsziel für die Alters-, Hinterlassenen- 
und Invalidenvorsorge, braucht es ein neues, differenziertes Leistungsziel, das 80 % für Ein-
kommen bis 5‘000 Franken, 70 % für Einkommen bis zu 7‘000 Franken und 60 % für höhe-
ren Einkommen beträgt.  

 Dieses höhere und einkommensabhängig differenzierte Leistungsziel soll durch eine Stär-
kung der AHV/IV erreicht werden. 

 Dabei soll auch die unbezahlte Betreuungsarbeit durch einen Ausbau der Erziehungs- und 
Betreuungsgutschriften besser abgegolten werden. 

 Der SGB arbeitet einen konkreten Vorschlag aus, wie das neue, differenzierte Leistungsziel 
erreicht werden kann und mit welchen Partnern und in welchem Zeitraum es umgesetzt wer-
den soll. 
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3 Weitere Schwerpunkte 

Der SGB bekämpft alle Verschlechterungen und Leistungsabbau in der ersten Säule, so wie sie 
gegenwärtig in der 11. AHV-Revision geplant sind. Es ist damit zu rechnen, dass ein Referendum 
gegen die 2. Auflage der 11. AHV-Revision nötig wird. 

Nach wie vor gibt es kein soziales flexibles Rentenalter in der AHV. Der SGB setzt sich für ein 
flexibles Rentenalter - d.h. Vorbezug der Rente – ein, das auch Versicherten ohne grosszügige 
zweite Säule zu Gute kommt und vor allem denjenigen einen früheren Übergang ins Rentenalter 
ermöglicht, die aus gesundheitlichen oder arbeitsmarktlichen Gründen darauf angewiesen sind. 
Die SGB-Verbände setzen sich für Branchenlösungen ein, um den Arbeitnehmenden in Branchen 
mit gesundheitlich besonders belastenden Tätigkeiten einen früheren Altersrücktritt zu ermögli-
chen. 

In der zweiten Säule besteht Verbesserungsbedarf, insbesondere was die Tätigkeit der Lebens-
versicherer anbetrifft, sowie bei der paritätischen Verwaltung und bei den Verwaltungskosten. 

Der SGB bekämpft die in Aussicht genommenen Leistungskürzungen in der 6. IV-Revision und 
setzt sich für die Weiterbeschäftigung von Teilinvaliden und deren Wiedereingliederung im Be-
rufsleben unter Berücksichtigung ihrer krankheits- und unfallbedingten Behinderungen ein. 

Forderungen 

3.1 zur AHV 

 Der SGB wird alle Versuche, das Rentenalter der Frauen oder Männer zu erhöhen, bekämp-
fen. 

 Das alte Versprechen muss endlich eingelöst werden: Es braucht ein soziales flexibles Ren-
tenalter, auch für Arbeitnehmende mit kleinen und mittleren Einkommen.  

 Der SGB lehnt es ab, dass auf dem Rücken der Frauen gespart wird, die mehrheitlich nur 
über ein bescheidenes Renteneinkommen verfügen. 

 Die Rentenanpassung in AHV/IV darf auf keinen Fall verschlechtert oder gar ausgesetzt wer-
den. Um das finanzielle Gleichgewicht der AHV zu wahren, braucht es Mehreinnahmen, nicht 
Kürzungen bei den ohnehin schon bescheidenen Renten. 

 Die Renten sind zu erhöhen, damit sie endlich das Verfassungsziel der Existenzsicherung 
erreichen. 

 Solange RentenbezügerInnen mit kleinem Einkommen nicht die angestrebten Ersatzquoten 
erreichen, braucht es einen verbesserten Zugang zu den Ergänzungsleistungen und höhere 
Ergänzungsleistungen. 

  



27 

Schweizerischer Gewerkschaftsbund / Union syndicale suisse / Unione sindacale svizzera 

3.2 zur beruflichen Vorsorge 

 Die Bestimmungen, die den Lebensversicherern heute ermöglichen, in Intransparenz sehr viel 
Geld aus der beruflichen Vorsorge abzuzweigen, müssen geändert werden. Insbesondere 
müssen die legal quote geändert werden und die Überschussfonds abgeschaffen werden. 
Die zu hohen Risikoprämien müssen ebenfalls gesenkt werden und es muss auch in diesem 
Bereich Transparenz geschaffen werden. 

 Die Parität muss generell gestärkt werden, in allen Vorsorgeeinrichtungen. Der heutige, un-
genügende Kündigungsschutz von ArbeitnehmervertreterInnen muss verbessert werden, 
damit diese Personen auch in der Lage sind, ihre Aufgabe unabhängig wahrzunehmen, ohne 
sich vor einem Verlust des Arbeitsplatzes fürchten zu müssen.  

 Das neu in der Deutschschweiz gegründete Gewerkschaftliche Netzwerk 2. Säule („PK-Netz“) 
muss zusammen mit seiner seit langem in der Suisse romande wirkenden Schwesterorgani-
sation ARPIP eine wichtige Rolle zur Stärkung der Arbeitnehmenden in den Pensionskassen 
übernehmen. Die ArbeitnehmervertreterInnen in den Stiftungsräten müssen befähigt werden, 
ihre verantwortungsvolle Aufgabe für die Versicherten wahrnehmen zu können. Neben Aus- 
und Weiterbildung braucht es dazu auch Vernetzung und Erfahrungsaustausch unter den 
ArbeitnehmervertrerInnen. Nur so können die ArbeitnehmervertreterInnen stark auftreten. 

 Auch bei den Sammeleinrichtungen der Lebensversicherer muss echte paritätische Verwal-
tung durchgesetzt werden. Unter anderem braucht es Wahlverfahren, die demokratische 
Mindeststandards einhalten und es dürfen nur Personen als ArbeitnehmervertreterInnen ge-
wählt werden, die in ihrem Betrieb keine leitende Funktion innehaben. Ein Teil der Arbeit-
nehmervertretung sollte durch repräsentative Arbeitnehmerorganisationen bezeichnet wer-
den. 

 Bei den Verwaltungskosten und Vermögensverwaltungskosten besteht teilweise ein schlech-
tes Preis-Leistungsverhältnis. Es braucht auch hier vollständige Transparenz. „Mit-esser“ wie 
etwa Versicherungsbroker bedienen sich schamlos – das muss in Zukunft verhindert werden.  

 Die Anlagevorschriften für Pensionskassen müssen verbessert werden. Die Limite für alter-
native Anlagen muss gesenkt und die „normale“ Limite für Direktanlagen in Immobilien muss 
wieder erhöht werden. 

 Arbeitnehmende, die unfreiwillig aus der obligatorischen beruflichen Vorsorge ausscheiden, 
Mehrfachbeschäftigte und andere Arbeitnehmende haben das Recht, sich bei der Auffan-
geinrichtung BVG zu versichern. Sie sollen in Zukunft nicht mehr auf die BVG-
Minimalleistungen beschränkt sein, sondern sich auch in besseren Vorsorgeplänen versi-
chern können. 

 Da die 2. Säule die Kaufkrafterhaltung der Altersrenten strukturell nicht leisten kann, formu-
liert der SGB Lösungen, wie das jeweilige Leistungsziel nachhaltig erreicht werden kann. Die 
Renten dürfen sich während ihrer Laufdauer nicht ständig entwerten. 

 Der SGB bekämpft die vom Bundesrat vorgeschlagene vollständige und forcierte Ausfinan-
zierung der öffentlich-rechtlichen Vorsorgeeinrichtungen mit Staatsgarantie. Das Erreichen 
eines höheren Deckungsgrades bei diesen Vorsorgeeinrichtungen darf nicht zulasten der 
Versicherten und RentenbezügerInnen gehen. 
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3.3 zur Invalidenvorsorge 

 Die Massnahmen für die Weiterbeschäftigung oder Wiedereingliederung von Teilinvaliden 
sind im Gesetz zu konkretisieren und die Arbeitgeber haben die von ihnen getroffen Mass-
nahmen zu belegen. 

 Die Verschlechterung der Leistungen ist zu verhindern. 

 Die Regeln für die Weiterbeschäftigung oder Wiedereingliederung sind so zu gestalten, dass 
ein rascher und flexibler Übergang zwischen höheren und tieferen Invaliditätsgraden unbüro-
kratisch und ohne finanzielle Nachteile, auch unter Berücksichtigung von Ergänzungs- und 
Sozialleistungen, möglich ist. 
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Thesen zur „AHVplus“ 

Mit «AHVplus» für alle ein gutes Renteneinkommen erreichen!  

1. Die kollektive Altersvorsorge und insbesondere die 1947 mit überwältigendem Volksmehr be-
schlossene AHV gehören zu den grossen Errungenschaften der Gewerkschaftsbewegung des 
20. Jahrhunderts. Die in der Verfassung verankerten Ziele der Deckung des Existenzbedarfs 
durch die AHV und der Gewährleistung der «Fortsetzung der gewohnten Lebenshaltung in an-
gemessener Weise» bleiben hochaktuell und zeitgemäss. 

2. Die AHV wurde nach der Aufnahme des Dreisäulen-Prinzips in der Verfassung letztmals mit 
der 8. AHV-Revision in den siebziger Jahren substanziell verbessert, indem die Renten in zwei 
Schritten mehr als verdoppelt wurden. Die seitherigen AHV-Revisionen wirkten sich kaum noch 
auf das Rentenniveau aus. Die 9. AHV-Revision brachte die automatische Anpassung der AHV-
Renten an die Preis- und Lohnentwicklung (Teildynamisierung mit Mischindex). Die 10. AHV-
Revision führte 1994 das Splitting und die Erziehungsgutschriften ein, also ein wichtiger Schritt in 
Richtung Gleichstellung der Geschlechter, jedoch bezahlt mit dem auf 64 Jahre erhöhten Frau-
enrentenalter. – Seit der Inkraftsetzung des BVG 1985 lag der finanzielle Schwerpunkt in der 
Altersvorsorge beim Aufbau der 2. Säule. 

3. Die AHV ist gesund. Ihre finanzielle Basis wächst mit dem Produktivitätsfortschritt. Trotz stei-
gender Anzahl AHV-Renten ist deshalb ihr Anteil an den volkswirtschaftlichen Kosten seit Jahr-
zehnten stabil – dies auch wegen der unbeschränkten Beitragspflicht bis zu den höchsten Ein-
kommen, wobei die Maximalrente auf das Doppelte einer Minimalrente beschränkt bleibt. Ein 
Ausbau der 1. Säule steht auf einem soliden Fundament. 

4. Seit etwa zehn Jahren stehen die Renten unter unbegründet starkem politischem Druck. Der 
erste Versuch einer realen Verschlechterung erfolgte 2003 mit der Erstauflage der 11. AHV-
Revision, die den Teuerungsausgleich bei den Renten in Frage stellte. Bei den Pensionskassen 
beschloss das Parlament 2008 eine Senkung des Umwandlungssatzes. Dank den erfolgreichen 
gewerkschaftlichen Referenden scheiterten beide Gesetze 2004 und 2010 an der Urne mit gros-
sen Volksmehrheiten. Die wenig veränderte Zweitauflage der 11. AHV-Revision blieb am 1. Okto-
ber aus Angst vor der Referendumsdrohung des SGB bereits im Parlament stecken. 

5. Bisher wurde das – formell allerdings weder in Verfassung noch Gesetz festgeschriebene – 
Leistungsziel in der Altersvorsorge allgemein so definiert, dass ein Renteneinkommen von 60 
Prozent des letzten Erwerbseinkommens die Fortsetzung der bisherigen Lebenshaltung in an-
gemessener Weise ermöglichen sollte. Heute zeigt sich, dass das in dieser generellen Form defi-
nierte Leistungsziel weder den realen Bedürfnissen entspricht noch dem Verfassungsauftrag 
genügt. Während 60 Prozent eines letzten Einkommens von 10 000 Franken gut reichen, genü-
gen 60 Prozent bei einem Einkommen von 5 000 Franken bei weitem nicht. Das Leistungsziel 
muss deshalb ausgehend von den Lebensrealitäten mit tiefen und mittleren Einkommen neu 
definiert werden. 

6. Der SGB fordert neu nach Einkommen differenzierte Leistungsziele für die Altersvorsorge. Sie 
müssen folgende Eckwerte erfüllen:  

 eine Ersatzquote von 80 Prozent für monatliche Einkommen unter 5 000 Franken, 

 eine Ersatzquote von 60 Prozent für monatliche Einkommen über 7 000 Franken. 
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7. Gemessen an diesen Zielen, die dem Verfassungsauftrag der «Fortsetzung der bisherigen Le-
benshaltung in angemessener Weise» entsprechen, zeigt sich heute bei den unteren und mittle-
ren Einkommen eine grosse Rentenlücke. Der weitgehend fehlende Teuerungsausgleich bei der 
2. Säule verschärft diesen Mangel, weil sich dadurch das Renteneinkommen im Laufe des Alters 
ständig entwertet. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sollten aber im Normalfall vom Renten-
einkommen aus der ersten und zweiten Säule leben können, ohne für den Existenzbedarf zusätz-
lich noch auf Ergänzungsleistungen angewiesen zu sein. 

8. Der SGB will die Rentenlücke bei unteren und mittleren Einkommen schliessen. Zu diesem 
Zweck verfolgt er die Idee «AHVplus». Mit «AHVplus » soll das erfolgreiche Modell der AHV so 
ergänzt und ausgestaltet werden, dass alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer eine verfas-
sungsmässig angemessene Rentenhöhe garantiert bekommen. «AHVplus» soll auf den Vorteilen 
der tiefen Verwaltungskosten, der hohen Effizienz und der Solidarität des Umlageverfahrens auf-
bauen. Dank ihm wirkt «AHVplus» sofort, auch für die heutige AHV-Generation. Mit «AHVplus» ist 
der Teuerungsausgleich gesichert. «AHVplus» soll als Arbeitnehmerversicherung somit ein geziel-
ter Zusatz sein zur bewährten Basis-AHV für alle, die nicht angetastet werden darf. Zusammen 
mit der 2. Säule, die insbesondere für die mittleren Einkommen wichtig bleibt, würde so das ver-
fassungsmässige Leistungsziel erreicht. 

9. Der SGB-Kongress stellt fest, dass nach dem Scheitern der 11. AHVRevision und dem Nein 
des Volks zum tieferen Umwandlungssatz neu eine politische Debatte für angemessen höhere 
Renten geführt werden muss. Ausgangspunkt dafür ist der geltende, aber noch nicht erfüllte 
Verfassungsauftrag. Die Gewerkschaften werden sich deshalb auch jedem Versuch zu neuem 
Rentenabbau entschieden widersetzen. 
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Kongresspapier 4 
Wirtschaftspolitische Wende für sichere Arbeitsplätze 

Mit starken Gewerkschaften in sichere, stabile und gerechte Verhältnisse 

20 Jahre Extremkapitalismus – 20 harte Jahre für die Arbeitnehmenden 

Die Zeit seit Ende der 1980er Jahre war für die Arbeitnehmenden in der Schweiz in vieler Hin-
sicht eine verlorene Zeit. Obwohl die Wirtschaft um 30 Prozent gewachsen ist,  

 sind die Unterbeschäftigung und die Arbeitslosigkeit gestiegen.  

 haben die Belastung und der Stress am Arbeitsplatz zugenommen. Das verschlechtert den 
Gesundheitszustand der Arbeitnehmenden. 

 hat sich eine Schere zwischen den ganz hohen und den übrigen Einkommen geöffnet. 

 ist die Arbeitszeit der Arbeitnehmenden im Gegensatz zu früheren Zeiträumen in der Nach-
kriegszeit kaum mehr zurückgegangen.  

Die höhere Arbeitslosigkeit hat die Beschäftigten verunsichert. Die Firmen haben diese Unsicher-
heit genutzt, um ihre Interessen durchzudrücken. Die Belastungen am Arbeitsplatz stiegen. Die 
Hoffnung von Arbeitnehmenden, dass grössere Freiheiten und Gestaltungsmöglichkeiten bei der 
Arbeit (flexible Arbeitszeiten, mehr Eigenverantwortung u.a.) die Arbeitszufriedenheit erhöhen 
wird, hat sich in vielen Fällen zu ihrem Nachteil entwickelt. Die Firmen verlangen von ihnen eine 
stärkere Ausrichtung auf die Bedürfnisse der Firma. Sie müssen verfügbarer sein. Betriebsrisiko 
wird auf die Beschäftigten verlagert, beispielsweise über Temporärarbeit oder Arbeit auf Abruf. 
Die Individualisierung der Lohnpolitik hat die Lohnschere geöffnet, indem die Kader einen grös-
seren Teil der Personalbudgets unter sich selber verteilt haben, statt ihn an die übrigen Beschäf-
tigten weiterzugeben. Auch die Vorstellung, dass es den Arbeitnehmenden besser geht, wenn 
körperlich ungesunde Arbeitsplätze verschwinden, hat sich vielerorts als Illusion erwiesen. An die 
Stelle von physischen Krankheiten und Unfällen traten mehr und mehr stressbedingte Erkran-
kungen.  

Die grossen Profiteure dieser Entwicklung sind die Aktionäre und ihre Gehilfen, die Top-Manager. 
Die Aktienkurse, die Ausschüttungen an die Aktionäre und die Gehälter in den Teppichetagen 
haben sich in den letzten 20 Jahren mehr als vervierfacht. Der Finanzsektor gab mit seinen Ei-
genkapitalrenditen von 20 Prozent die Zielgrösse vor. Diese Renditen waren durch höhere Ver-
schuldung künstlich aufgeblasen. Die übrigen Branchen konnten sich weniger stark verschulden, 
so dass sie diese Renditevorgaben über harte Rationalisierungsmassnahmen wie Stellenabbau, 
Auslagerungen und Kostendruck umsetzten. Indem sie die Betroffenen in die Arbeitslosigkeit, in 
die Invalidenversicherung oder in die Sozialhilfe abdrängten, stieg ihr Gewinn, während die All-
gemeinheit die Kosten tragen musste. Mit dem Auftreten von aggressiven Finanzinvestoren (Pri-
vate equity, Hedge funds) wurde der Druck noch grösser. Das kompromisslose Durchsetzen von 
Aktionärsinteressen verachtete die Beschäftigten und vergiftete das Klima in den Betrieben.  

Gesamtwirtschaftlich hat dieser Extremkapitalismus zu einer Destabilisierung der Wirtschaften 
geführt. Es ist alles andere als ein Zufall, dass die Weltwirtschaft alle paar Jahre von Krisen im 
Finanzsystem erschüttert wird. Mit der jüngsten Finanzkrise wurde ein Tiefpunkt erreicht, in wel-
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chem die Welt nur dank enormen staatlichen Interventionen an einer wirtschaftlichen Katastrophe 
vorbeiging. 

Entstehung und Dominanz des Extremkapitalismus 

Die Dominanz der Aktionäre, der aggressiven Investoren und ihrer Gehilfen hat System. Der Ext-
remkapitalismus beginnt Ende der 1970er, Anfang der 1980er Jahre. Allen voran gehen die Re-
gierungen in den USA (Reagan) und in England (Thatcher). Ziel dieser Politik ist, den Einfluss des 
Kapitals in der Politik und in den Firmen zu stärken:  

 Die Kapitalmärkte werden international geöffnet.  

 Die Inflation wird über eine restriktive Geldpolitik gesenkt.  

 Die Gewerkschaften werden vor allem in den USA und in England bekämpft. 

 Durch Privatisierungen und Marktöffnungen im Service public werden öffentliche Erträge 
privatisiert. 

 Die Steuern für Reiche und Unternehmen werden gesenkt. 

 Die Märkte für Derivate werden dereguliert. 

Durch die globale Öffnung der Kapitalmärkte stehen den Arbeitnehmenden vermehrt anonymere 
Eigentümer ihrer Firmen gegenüber. Die Kapitalseite droht in den Auseinandersetzungen um den 
Anteil am Produktivitätsfortschritt damit, dass sie sich zurückzieht und anderswo investiert. Der 
Vorrang der Inflationsbekämpfung kostet viele Arbeitsplätze. Wegen der höheren Arbeitslosigkeit 
und der durch die Regierungen geschwächten Gewerkschaften verschlechtert sich die Verhand-
lungsposition der Arbeitnehmenden.  

Viele Staaten in Europa stehen dieser Politik zunächst skeptisch gegenüber. Die Administration 
Reagan verfolgte eine expansive Fiskalpolitik, die die sozialen Härten des Umbaus auf ein kapital-
freundliches System milderte. Darum sank in den USA im Gegensatz zu Europa die Arbeitslosig-
keit, was dem neuen Modell zusätzlichen Schub gab. Das Kapital begann auch in Europa intensiv 
auf einen Systemwechsel hinzuarbeiten. Ab den 1990er Jahren wird die Wirtschaft in den kapital-
freundlichen Staaten USA, und England durch eine steigende Verschuldung getrieben. Dieses 
Mal jedoch vermehrt bei Unternehmenden und Privathaushalten. Diese Verschuldung wird be-
günstigt durch neue Finanzinstrumente und durch geringere Inflationsschwankungen. Das Kapi-
talparadies („great moderation“) verleitete die Firmen dazu, immer grössere Risiken einzugehen. 
Die Eigenmittel und Liquiditätsbestände wurden abgebaut – insbesondere bei den Banken. Das 
Wachstum auf Pump trieb diese Wirtschaften weiter an. Die höheren Wachstumsraten geben 
dem Modell eine zusätzliche Rechtfertigung. Die gegenüber einer solchen kapitalfreundlichen 
Politik skeptischen Länder und Regierungen kommen unter Druck, ihre Politik ähnlich auszurich-
ten.  

Durch diese Stärkung des Kapitals sitzen die meisten Arbeitnehmenden nun am kürzeren Hebel. 
Zwar profitieren die Gehilfen des Kapitals in den Banken und Arbeitnehmende mit besonderen 
Qualifikationen (SpezialistInnen) von teilweise massiven Lohnerhöhungen. Das Gros der Beschäf-
tigten kann von den gesamtwirtschaftlichen Einkommens- und Produktivitätserhöhungen relativ 
wenig bis gar nicht profitieren.  

In der Schweiz konnte der angelsächsische Extremkapitalismus nur teilweise Fuss fassen. Die 
Gewerkschaften waren wachsam und kämpferisch. Sie konnten beispielsweise über eine offensi-
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ve GAV-Politik mit Mindestlohnkampagne verhindern, dass die tiefen und mittleren Einkommen in 
der Lohnpolitik abgehängt werden. 1992 fantasierte der Arbeitgeberpräsident Richterich, dass 
die GAV ein „Auslaufmodell“ seien. Doch dank den Gewerkschaften profitieren heute so viele 
Arbeitnehmende von einem GAV wie noch nie. Dennoch hinterliess die internationale Entwick-
lung auch Spuren in der Schweiz. Die ausgesprochen restriktive Teuerungsbekämpfungspolitik 
in den 1990er Jahren und die Rationalisierungsmassnahmen in den Firmen führten zu einem 
extremen Anstieg der Arbeitslosigkeit. Bis Ende der 1980er Jahre hatte die offizielle Arbeitslo-
senquote in der Schweiz eine Null vor dem Komma. Heute rechnet der Bund mit einem Durch-
schnitt von 3 Prozent. Der Abbau bei der sozialen Sicherheit (höheres Frauenrentenalter, strenge-
re IV-Praxis, kürzere ALV-Taggelder) erhöhten den Druck auf die Arbeitnehmenden und führten 
zu stärkerer Verunsicherung. Die unsoziale Steuerpolitik entlastete Unternehmen, Grossaktionäre 
und höhere Einkommen. Die tiefen und mittleren Einkommen wurden hingegen durch höhere 
Gebühren und Mehrwertsteuer zusätzlich belastet. Einen Ausverkauf und eine radikale Deregulie-
rung im Service public konnten die Gewerkschaften zusammen mit ihren Verbündeten zwar ver-
hindern. Dennoch erfolgten Marktöffnungen mit negativen Auswirkungen auf Preise und Versor-
gungsqualität – ins-besondere beim Strom. 

Wirtschaftspolitische Wende – Grundsatz 

Die gegenwärtige Krise ist auch die Krise des Extremkapitalismus. Die Krise zeigt, wie nötig eine 
wirtschaftspolitische Wende ist. Die Hauptinhalte einer neuen Wirtschaftspolitik sind: 

 Eine stabile wirtschaftliche Entwicklung mit Vollbeschäftigung und guten, sicheren Arbeits-
plätzen 

 Eine gerechte Einkommensverteilung 

 Die Stärkung der Gewerkschaften, damit die Beschäftigten kollektiv geschützt sind, aber 
auch, damit sie individuelle Freiheiten und Gestaltungsspielräume nutzen können 

 Die Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit, unbezahlter Arbeit und Freizeit  

 Ein guter, stabiler Service public 

 Eine umweltverträgliche Wirtschaft 

Gewerkschaftliche Forderungen 

Die Forderung einer wirtschaftspolitischen Wende wird auf starken Widerstand bei den Vertretern 
des Extremkapitalismus treffen. Wollen die Gewerkschaften erfolgreich sein, müssen sie ihre 
Kräfte gezielt einsetzen und klare Prioritäten setzen. Das Ziel der Vollbeschäftigung muss hohe 
Priorität haben. Dazu gehört auch die Schaffung von stabilen Verhältnissen durch Konjunkturpoli-
tik und Regulierung des Finanzsektors. Ist die Arbeitslosigkeit tief, steigt die Verhandlungsmacht 
der Arbeitnehmenden. Ebenfalls hohe Priorität hat die Herstellung gerechter Einkommensver-
hältnisse. Die Gewerkschaften spielen bei der Wende eine Schlüsselrolle. Sie müssen stärker 
werden und ihre Instrumente (GAV u.a.) offensiv einsetzen. 

Vollbeschäftigung und gute Arbeitsbedingungen 

 Aktive Konjunkturpolitik: Eine aktive Konjunkturpolitik wirkt. Das haben die Konjunkturpakete 
in der Krise gezeigt. Nationalbank, Bund, Kantone und Gemeinden müssen die Konjunktur 



34 

Schweizerischer Gewerkschaftsbund / Union syndicale suisse / Unione sindacale svizzera 

stabilisieren, bis die Arbeitslosigkeit deutlich gesunken ist. Es dürfen keine restriktiven Spar-
pakete beschlossen werden. Das schreibt auch die Bundesverfassung vor. 

 Finanz- und Kapitalmärkte sicher regulieren und redimensionieren: Die Gefahr der Finanz-
Märkte für die wirtschaftliche Stabilität muss gebannt und die Dominanz und das Grossrisiko 
der beiden Grossbanken in der Schweiz muss gebrochen werden. Der Bund muss höhere 
Eigenkapital- und Liquiditätsvorschriften erlassen. Die Derivateflut muss eindämmt werden. 
Statt die Steuern für die Banken zu senken, muss der Bund zusammen mit den anderen Fi-
nanzplätzen den Umfang der Finanzmärkte über Banken- oder Transaktionssteuern be-
schränken. Der Kauf der Demokratie durch die Vertreter des Gross- und Finanzkapitals muss 
gestoppt werden. 

 Investitionsoffensive: Die Schweiz hat zu wenig bezahlbare Wohnungen, Kinderbetreuungs-
plätze und leidet unter Engpässen im öffentlichen Verkehr. Bund, Kantone und Gemeinden 
müssen in den kommenden Jahren diese Lücken beseitigen. Mit dem Ausbau des öffentli-
chen Verkehrs und einer Verlagerung des Verkehrs auf Schiene und Bus löst die Schweiz 
auch ihr grösstes Umweltproblem. Der ökologische Umbau muss in den kommenden Jahren 
eine hohe Priorität haben. 

 Kürzere, planbare Arbeitszeiten: Kürzere, planbare Arbeitszeiten helfen den Beschäftigten, 
Beruf und Familie besser unter einen Hut zu bringen und den Stress am Arbeitsplatz zu ver-
ringern. Umgekehrt werden die Unternehmen zwangsläufig mehr Personal einstellen müssen. 
Überstunden müssen eine Ausnahme sein. 

 Verhinderung von prekärer Arbeit: Personen in prekären Stellen pendeln oft zwischen Ar-
beitslosigkeit und Prekarität hin und her. Temporärarbeit, Arbeit auf Abruf usw. müssen über 
strengere Regelungen in GAV und auf gesetzlichem Weg verteuert werden.  

 Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit: Fast jede 10. Person zwischen 15 und 24 Jahren ist 
erwerbslos. Ein grosser Teil dieser jungen Arbeitnehmenden wird das ganze Leben unter 
dieser Situation leiden. Arbeitslosigkeit verschlechtert in jungen Jahren die Berufsperspekti-
ven. Der Bund muss Massnahmen zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit von jüngeren Arbeit-
nehmenden ergreifen.  

 Integration von benachteiligten Personen: Die Arbeitgeber müssen benachteiligten Personen 
(Behinderte, SozialhilfebezügerInnen etc.) eine Chance zur beruflichen Integration bieten. Der 
Bund muss Vorgaben erlassen, damit Arbeitnehmende mit gesundheitlichen Problemen in 
den Firmen gehalten werden. Und es müssen verbindliche Beschäftigungsquoten mit Sankti-
onen eingeführt werden. 

 Ältere Arbeitnehmende: Ältere Arbeitnehmende sind von Langzeitarbeitslosigkeit besonders 
betroffen. Es braucht Massnahmen gegen Aussteuerungen, sonst droht nicht nur ein Abstieg 
in die Sozialhilfe, sondern auch der Verlust der Altersvorsorge. Die Aus- und Weiterbildungs-
möglichkeiten von älteren Arbeitnehmenden sowie die Gesundheitsprävention müssen ver-
bessert werden. Es braucht ein soziales, flexibles Rentenalter, damit die vorzeitige Pensionie-
rung nicht nur ein Privileg der höheren Einkommen ist.  

 Gezielte Schaffung von Arbeitsplätzen im Bereich Umweltschutz. 

 Die Berücksichtigung der Pflege- und Betreuungsarbeit („Care-Arbeit“) als gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe. 
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 Der SGB fordert die Wiederverstaatlichung der seit Mitte der 80er Jahre ausgelagerten und 
privatisierten Betriebe des Service public. 

 Es ist eine Realität, dass es immer Menschen gibt, die aus verschiedenen Gründen zeitweilig 
oder zeitlebens erwerbslos sind. Diese Menschen gehen aber alle einer Tätigkeit nach, die oft 
sogar gesellschaftlich unerlässlich ist wie beispielsweise karitative Ehrenamtsarbeit, Erzie-
hung, Haushalt, Kunst. Sie generiert aber kein Erwerbseinkommen. Der SGB setzt sich des-
halb dafür ein, dass auch allen erwerbslosen Menschen eine würdige Existenz garantiert ist. 

Gerechte Einkommensverhältnisse 

 Mindestlöhne für alle: Heute sind nur rund 40 Prozent der Beschäftigten über Mindestlöhne 
geschützt. Der SGB lanciert eine Volksinitiative zum Schutz der Löhne über Mindestlöhne. 
Bund und Kantone sollen GAV mit Mindestlöhnen fördern. Zudem gilt ein gesetzlicher Min-
destlohn von 22 Fr./h (2011).  

 Lohnerhöhungen im Einklang mit Teuerung und Produktivität: Die Lohnpolitik muss sich an 
Teuerung und Produktivitätswachstum orientieren. Prioritär sind generelle Lohnerhöhungen. 
Die Mindestlöhne müssen den effektiven Löhnen folgen.  

 Massvolle Fixlöhne für die Kader: Die Managerboni müssen durch massvolle Fixlöhne ersetzt 
werden. Der Bund muss Saläre über einer Million Franken der Gewinnsteuer unterstellen. Die 
Einnahmen aus dieser Steuer werden an Haushalte mit tiefen und mittleren Einkommen aus-
geschüttet. Bund und Kantone erlassen eine Lohnobergrenze von 500'000 Fr. für öffentliche 
Firmen. Mit der 1:12-Initiative wird die Lohnschere eingedämmt. 

 Bekämpfung des Lohndumpings: Die Flankierenden Massnahmen müssen konsequent 
durchgesetzt werden. Bund und Kantone müssen im Dumpingfall Mindestlöhne erlassen. Zur 
Durchsetzung der Mindestlöhne braucht es eine gesetzliche Grundlage für Bussen bei Nor-
malarbeitsverträgen sowie Instrumente zur Bekämpfung von Scheinselbständigkeit und Sub-
unternehmertum. 

 Bekämpfung von Lohndiskriminierung: Lohndiskriminierung von Frauen ist illegal. In den 
Firmen müssen die Löhne auf Diskriminierung überprüft werden. Geschlechterspezifische 
Lohnunterschiede sind so rasch als möglich zu beseitigen. Frauentypische“ Tätigkeiten 
(Dienstleistungen, Pflege, Sekretariat etc.) müssen aufgewertet und besser entlöhnt werden. 

 Gerechte Steuerpolitik: Die tiefen und mittleren Einkommen haben in der Vergangenheit die 
Steuersenkungen für Unternehmen, Grossaktionäre und hohe Einkommen über höhere indi-
rekte Steuern und Gebühren bezahlt. Zur gerechten Verteilung der Steuerlast müssen die 
hohen Einkommen stärker belastet werden. Das kann mit der SP-
Steuergerechtigkeitsinitiative erreicht werden. Zu prüfen ist weiter eine Erbschaftssteuer, de-
ren Einnahmen direkt an die Bevölkerung zurückerstattet werden.  

 Krankenkassen-Prämienverbilligungen: Die Krankenkassenprämien und die Abwälzung von 
Gesundheitskosten auf die Privathaushalte belasten die Haushaltsbudgets immer stärker. Der 
SGB setzt sich für eine Erhöhung der Prämienverbilligungen gegen eine unsoziale Kosten-
abwälzung ein. Quellen für eine gerechtere Finanzierung des Gesundheitswesens sind bei-
spielsweise Steuern auf hohen Managerlöhnen. 

  



36 

Schweizerischer Gewerkschaftsbund / Union syndicale suisse / Unione sindacale svizzera 

Stärkung der Gewerkschaften 

 GAV für alle: Alle Arbeitnehmenden des privaten bzw. privatisierten Sektors sollen durch Ge-
samtarbeitsverträge mit guten Mindestlöhnen und Arbeitsbedingungen geschützt sein. In 
Branchen ohne organisierte Arbeitgeber müssen Normalarbeitsverträge mit verbindlichen 
Mindestlöhnen erlassen werden.  

 Schutz der PersonalvertreterInnen und der gewerkschaftlichen Vertrauensleute in den Betrie-
ben: ArbeitnehmerInnen, die sich für ihre KollegInnen im Betrieb einsetzen, sind in der 
Schweiz schlecht geschützt. Der Bund muss die Stellung dieser Personen durch einen wirk-
samen Kündigungsschutz deutlich verbessern. Bei missbräuchlichen Entlassungen muss das 
Recht auf Wiederanstellung garantiert werden. 

 Mehr Mitsprache der Beschäftigten: Die Mitspracherechte der Schweizer Arbeitnehmenden 
bei Umstrukturierungen oder Massenentlassungen sind schlechter als im Ausland. Die 
Schweiz muss die Konsultationsverfahren mindestens auf EU-Niveau heben und eine Sozial-
planpflicht einführen.  

 Internationale Zusammenarbeit: Der SGB und seine Verbände arbeiten intensiv zusammen 
mit den europäischen Gewerkschaften und beteiligen sich an Aktionen zur Verteidigung der 
Arbeitnehmerinteressen in multinationalen Firmen sowie gegenüber der Wirtschaftspolitik der 
EU und ihrer Staaten. 
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Resolutionen 

Gerechte Lohnpolitik 

Die Lohnerhöhungen der letzten Jahre haben vor allem die Grossverdiener und Topmanager 
einkassiert. Die übrigen Beschäftigten, die das Geld tatsächlich gebraucht hätten, wurden – 
wenn überhaupt – nur mit geringen Reallohnerhöhungen abgespiesen oder gingen ganz leer 
aus. Das, obwohl die Firmen ohne ihre Arbeit keinen Franken verdient hätten.  

Diese Lohnschere ist zu einem wesentlichen Teil die Folge einer individualisierten Lohnpolitik. 
Der Unterschied zwischen den höchsten und den übrigen Löhnen ist in denjenigen Branchen am 
grössten geworden, in denen die Boni am verbreitetsten waren. Die Chefs, die die Löhne hätten 
verteilen müssen, haben sich selber die grössten Anteile zugeschoben.  

 Das darf sich nicht wiederholen. Es braucht eine gerechte Lohnpolitik. Der SGB fordert: 

 Deutliche Reallohnerhöhungen: Die Konjunkturerholung füllt die Kassen der Firmen bereits 
wieder. Das Geld für deutliche Reallohnerhöhungen ist vorhanden.  

 Generelle Lohnerhöhungen: Wenn die Lohnerhöhungen an alle ausbezahlt werden, ist garan-
tiert, dass auch die tiefen und mittleren Einkommen zu ihrem Anteil kommen.  

 Mindestlöhne für alle: Wenn die Löhne aller Beschäftigten durch Mindestlöhne geschützt 
sind, können die Arbeitgeber die Löhne nicht mehr auf Kosten der Beschäftigten drücken. 

 Gleichstellung der Frauen: Die Arbeitgeber dürfen sich nicht mehr vor der gesetzlichen Vor-
schrift drücken, den Frauen den gleichen Lohn für gleichwertige Arbeit zu zahlen. 

 Fixlöhne: Von den Boni profitieren vor allem die hohen und höchsten Einkommen. Der Lohn-
anteil der übrigen Beschäftigten geht zurück. Darum sollte der Lohn fix sein. Die heutigen 
Boni des Personals müssen möglichst in Fixlöhne (z.B. 13. Monatslohn) umgewandelt wer-
den. 

 Wirksame Massnahmen gegen Lohnexzesse: Die Lohnexzesse sind ein Skandal. In Betrieben 
der öffentlichen Hand (inkl. ehemalige Regiebetriebe) müssen die Gehälter auf 500‘000 Fr. 
beschränkt werden. In den übrigen Firmen sollen Gehälter über 1 Mio. Fr. mindestens als 
Gewinn versteuert werden. Noch besser sind Lohnlimiten wie in der 1:12-Initiative, wobei 
nicht nur die hohen Löhne gesenkt, sondern auch die übrigen Löhne erhöht werden müssen.  
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Flankierende Massnahmen: Lohnschutz durchsetzen 

Der SGB hat der Personenfreizügigkeit unter der Bedingung zugestimmt, dass Arbeitsplätze und 
Arbeitsbedingungen in der Schweiz durch flankierende Massnahmen gesichert werden. Der 
Kampf der Gewerkschaften für die flankierenden Massnahmen zahlt sich aus. 

Pro Jahr werden die Löhne in über 30‘000 Firmen kontrolliert. So etwas war früher undenkbar. 
Wo es Mindestlöhne gibt, kommen dumpende Arbeitgeber an die Kasse. Sie müssen die Löhne 
nachzahlen und werden gebüsst. Firmen aus dem Ausland können gesperrt werden. Bund und 
Kantone können neu staatliche Mindestlöhne einführen. Das ist in den Branchen Hauswirtschaft, 
Kosmetik, Call Center und industrielle Reinigung auf Druck der Gewerkschaften geschehen.  

Mit der Personenfreizügigkeit sind aber auch neue Probleme gekommen. Es ist leider Alltag, 
dass die Arbeitgeber zum Beispiel mit Scheinselbständigen und Subunternehmern gegen die 
Schweizer Arbeitsbedingungen verstossen. In den Grenzregionen sind die Probleme besonders 
gross. Der Schweizer Bevölkerung wurde versprochen, dass die Löhne und Arbeitsbedingungen 
sicher sind. Das Versprechen wurde bis heute nicht eingehalten. Der SGB fordert daher:  

 Ein hartes Durchgreifen gegen Scheinselbständige (sofortige Sperrungen, strengere Bussen), 
Subunternehmer (strengere Solidarhaftung, Kautionen in GAV) und missbräuchliche Konkur-
se (persönliche Betreibung der Teilhaber) 

 Eine gesetzliche Grundlage für Bussen wegen Verstössen gegen Normalarbeitsverträge NAV. 

 Strengere Kontrollen insbesondere in Grenzregionen und mehr Personal zur Durchsetzung 
der flankierenden Massnahmen (auch bei der Allgemeinverbindlicherklärung von GAV). 

 Weitere erforderliche Massnahmen sind: 

 Eine neue Definition des Begriffs der „wiederholten und missbräuchlichen Lohnunterbietung“ 

 Die Einführung von Sanktionen gegen jegliche Form der Unterbietung ortsüblicher Löhne 

 Die kollektive Anerkennung ausländischer Diplome 

 Die Verpflichtung regelmässiger Lohnstudien in dumpinggefährdeten Branchen 

Die Schweizer Löhne müssen mit Mindestlöhnen geschützt werden. Es braucht: 

 eine Ausdehnung der Allgemeinverbindlicherklärung der GAV in den Branchen Reinigung 
und Sicherheit auf die kleinen Firmen, 

 einen allgemeinverbindlich erklärten GAV mit Mindestlöhnen für Temporäre. 

Wenn der GAV für Temporäre am Widerstand der Arbeitgeber scheitert, muss der Bundesrat 
einen NAV zu erlassen. Den Temporärbüros muss es verboten werden, KurzaufenthalterInnen 
und GrenzgängerInnen zu verleihen. 
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Für ein Europa ohne Lohndumping 
Soziale Grundrechte vor Marktfreiheiten 

1) Unter dem Druck der Krise, der Spekulation gegen Mitgliedstaaten und des Aufstiegs einer 
populistischen Rechten in verschiedenen Staaten sowie mit voller Unterstützung der Arbeit-
geber sind die Behörden der EU und ihrer Mitgliedsstaaten im Begriff, den Sozialstaat und 
die Arbeitnehmerrechte frontal anzugreifen. 

2) Im Namen der Marktfreiheiten hat der Europäische Gerichtshof (EGH) mit seinen Beschlüs-
sen zu den Fällen Laval, Viking, Rüffert und Luxemburg während des 1. Semesters 2008 die 
gesetzgeberischen Weichen der EU auf Lohndumping und auf eine Infragestellung der 
grundlegenden Rechte auf Streik und Tarifautonomie gestellt. Diese Entscheide haben sich 
unverzüglich ausgewirkt. In Schweden und England werden die ursprünglichen Befürchtun-
gen bei weitem übertroffen. In Staaten wie Griechenland, Spanien, Italien, Irland, Dänemark, 
Ungarn, Rumänien sind dieses Jahr im Namen einer drakonischen Sparpolitik der Schutz der 
Arbeitnehmenden, ihrer Rechte und ihrer sozialen Sicherheit in einem Ausmass abgebaut 
worden, wie es seit dem Faschismus nicht mehr vorgekommen ist. Weitere schwere Ver-
schlechterungen drohen infolge der neuen Regelung für die „economic governance“ (ver-
schärfter Stabilitätspakt). Zwei Vorschläge für neue Richtlinien, „über die saisonale Beschäfti-
gung für Drittstaatangehörige“ und „über die Versetzung von Drittstaatangehörigen“, stossen 
die Tür zu Lohndumping sehr weit auf. 

3) Die Schweiz wird von diesen EGH-Entscheiden nicht verschont. Mit Verweis auf den Fall Lu-
xemburg hat die EU Verhandlungen mit der Schweiz verlangt und sie 2008 auch bekommen. 
Damit wollte sie das soziale System der flankierenden Massnahmen zur Personenfreizügig-
keit in Frage stellen. Nur dank gewerkschaftlicher Entschlossenheit konnte der Schaden in 
den Verhandlungen begrenzt werden. Damit ist die Angelegenheit aber nicht ausgestanden. 
Mit seiner Erklärung vom 7.9.2010 greift das EU-Parlament unseren Schutz gegen Lohn-
dumping als protektionistisch an und fordert von der Schweiz u.a. die Aufhebung der Voran-
kündigungspflicht von 8 Tagen bei der Entsendung von Arbeitnehmenden, die Aufhebung 
des Verbots der Tätigkeit von ausländischen Temporärfirmen in der Schweiz, die Aufhebung 
des neuen Kautionssystems und der Pflicht für entsandte Arbeitnehmer/innen, Beiträge an 
paritätische Fonds zu zahlen. Es handelt sich also um Kernelemente des schweizerischen 
Schutzes gegen Lohndumping, der seinerseits den Grundsatz der Gleichbehandlung zwi-
schen einheimischen und fremden Arbeitnehmenden respektiert. Wir müssen uns darauf 
einstellen, dass die EU bald mit der Schweiz über diese Punkte verhandeln will. 

4) Der SGB bekräftigt deshalb gegenüber dem Bundesrat: Es gibt keinen Anlass zu irgendwel-
cher Konzession, die das System der flankierenden Massnahmen zur Personenfreizügigkeit 
schwächen würde. Unsere Unterstützung der Personenfreizügigkeit und einer Annäherung 
an die EU ist sehr eng an das bewährte Schutzdispositiv gegen Sozialdumping gebunden.  

Den EU-Behörden ihrerseits muss klar sein, dass jeder neue Angriff auf die flankierenden 
Massnahmen die EU in den Augen der hierzulande Arbeitenden – Schweizern wie Immigrier-
ten – diskreditieren würde. Eine solche Attacke wäre Wasser auf die Mühle unserer populisti-
schen antieuropäischen Rechten.  

Das Prinzip der Nichtdiskriminierung «Gleicher Lohn für gleiche Arbeit am gleichen Ort (in 
der gleichen geografischen Zone)» ist auch künftig strikt zu respektieren. Für die Schweizer 
Gewerkschaften gibt es hier nichts zu verhandeln. 
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5) Die zunehmenden Angriffe auf das soziale Europa und auf die Rechte der Arbeitnehmenden 
in der EU verlangen eine klare Antwort der europäischen Gewerkschaften. Deshalb muss der 
Europäische Gewerkschaftsbund (EGB), in dem der SGB aktives Mitglied ist, an seinem 
Kongress 2011 in Athen die Lancierung einer mehrjährigen Kampagne für «ein Europa ohne 
Sozialdumping – soziale Grundrechte vor den Marktfreiheiten» (Arbeitstitel) entscheiden. Die-
se Kampagne muss die gewerkschaftliche Basis breit mobilisieren, sie muss anderen Sozial-
bewegungen und politischen Kräften offen stehen, die unsere diesbezügliche Besorgnis tei-
len. 

Der SGB engagiert sich, damit der EGB-Kongress 2011 für das Folgejahr die Lancierung ei-
ner EU-Bürgerinitiative gemäss Lissabonner Vertrag verabschiedet; diese Initiative muss 
Kampagnen-Angelpunkt sein. Sie muss die EU-Behörden beauftragen, in den EU-Verträgen 
sowie in den Richtlinien und Verordnungen die folgenden zwei Grundsätze festzulegen:  

 «soziale Grundrechte vor den Marktfreiheiten» und 

 «Gleicher Lohn für gleiche Arbeit am gleichen Ort (in der gleichen geografischen Zone)». 

Diese Kampagne kann Teil werden einer umfassenden Kampagne für ein «soziales Europa», 
die auch andere grosse Herausforderungen angeht: Beschäftigung, Lohnpolitik, insbesonde-
re Mindestlöhne, oder soziale Sicherheit. 
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Antigewerkschaftliche Kündigungen stoppen 

In allen demokratischen Staaten sind Arbeitnehmende, die eine spezifische gewerkschaftliche 
Rolle wahrnehmen, in hohem Mass gegen Kündigung geschützt. In der Schweiz ist dieser Schutz 
auf ein mickriges Minimum beschränkt: Sogar wenn ein Gericht feststellt, dass ein gewerkschaft-
licher Vertreter missbräuchlich entlassen worden ist, können höchstens sechs Monatslöhne als 
Entschädigung verfügt werden, nicht aber eine Wiedereinstellung. 

Diese Loskauf-Mentalität ist ein Hohn. Sie verletzt internationales Recht, nämlich das von der 
Schweiz ratifizierte IAO-Abkommen 98. Deshalb hat der SGB die Schweiz 2003 bei der IAO an-
geklagt. Die IAO hat die Schweiz daraufhin gerüffelt. Aufgrund der stur blockierenden Haltung 
der Arbeitgeber waren der Bundesrat und die Verwaltung jedoch nicht zu handeln bereit. 

In der jüngsten Krise haben antigewerkschaftliche Kündigungen deutlich zugenommen. Diverse 
Betriebe - auch solche, die sich sonst gern als Muster-Unternehmen ins Schaufenster der Öffent-
lichkeit stellen (Tamedia, Manor) - haben missbräuchlich Gewerkschaftsvertreter/innen entlassen. 
Sie entledigten sich so ihrer Kritik und innerbetrieblicher Opposition, um Restrukturierungen wi-
der das Personal reibungslos durchziehen zu können. Diese „Friss-oder-stirb-Haltung“, dieser 
imperative Griff zum Maulkorb widerspricht jeglicher Vorstellung von Sozialpartnerschaft und 
einer demokratischen Konzeption der Gesellschaft. Belegschaft und Gewerkschaft werden so in 
den Würgegriff genommen. Die SGB-Gewerkschaften haben diesen dramatisch zunehmenden 
Skandal in einer Kampagne öffentlich denunziert. Das hat den Bundesrat endlich dazu gebracht, 
entsprechenden Handlungsbedarf zuzugeben. In seinem Entwurf zu einem verstärkten Kündi-
gungs-schutz von Personen, die Missstand am Arbeitsplatz anzeigen, will er auch gewerkschaftli-
che Vertreter/innen besser schützen. 

Der SGB-Kongress bekräftigt: 

1) Antigewerkschaftliche Kündigungen und Repressionen verhöhnen den Rechtsstaat und sind 
einer Demokratie unwürdig. 

2) Die Gewerkschaftsbewegung wird weiterhin jede antigewerkschaftliche Kündigung öffentlich 
denunzieren. Unternehmen, die den autoritären Tarif durchgeben, sollen wissen, dass sie 
dies viel kosten wird. Die Gewerkschaften führen ihre Kampagne sowohl gegen antigewerk-
schaftliche Kündigungen als auch für die Stärkung der Gewerkschaftsrechte und die Bestra-
fung von den Arbeitgebern, welche deren Ausübung verhindern entschieden weiter.  

3) Falls die Verhandlungen und Bemühungen für einen besseren Kündigungsschutz gewerk-
schaftlicher Vertreter/innen scheitern sollten, wird der SGB die Klage vor der IAO erneut vo-
rantreiben. Er wird zusätzlich geeignete Initiativen auf parlamentarischer und politischer Ebe-
ne prüfen. In allen GAV-Verhandlungen werden unsere Forderungen zum Schutz der Ver-
trauensleute als prioritäre Forderung eingebracht. 

4) Die bundesrätlichen Vorschläge zu einem besseren Kündigungsschutz gewerkschaftlicher 
Vertreter/innen müssen auch das Recht auf eine Wiedereinstellung von missbräuchlich Ge-
kündigten enthalten. Die Wiedereinstellung ist nämlich: 

a) Die beste abschreckende Sanktion gegen Arbeitgeber, welche die Demokratie und die So-
zialpartnerschaft mit den Füssen treten. Angriffe auf grundlegende Rechte sühnt man 
nicht allein mit Geldzahlung. 
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b) Die beste Wiedergutmachung des von den Opfern antigewerkschaftlicher Kündigungen er-
littenen Schadens; 

c) Die Stärkung der Kompetenz der DemokratInnen, sich für Demokratie einzusetzen und ge-
gen Tyrannei zu wehren. 
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Für einen guten Service public 
Liberalisierungen und Privatisierungen stoppen 

 Der Schweizerische Gewerkschaftsbund lernt aus den negativen Erfahrungen im Ausland 
und sagt klar und deutlich Nein zu weiteren Liberalisierungen und Privatisierungen bei den 
Netz-Infrastrukturen und generell beim Service public. Öffentliche Dienste sind für die Bürge-
rinnen und Bürger da. Ihr demokratischer Einfluss muss bleiben. 

 Der SGB begrüsst deshalb den klaren Nationalratsentscheid gegen die Totalliberalisierung 
der Post. Der Ständerat tut gut daran, ihm zu folgen. Für den SGB kommt eine Privatisierung 
der Post und der Postfinance nicht infrage. Die Mehrheitsbeteiligung des Bundes ist nicht 
verhandelbar. Wir lehnen jede Privatisierung öffentlicher Gewinne ab. Einen neuen Versuch 
zur Privatisierung der Swisscom lehnt der SGB deshalb entschieden ab. 

 Der Sieg des gewerkschaftlichen Referendums 2002 gegen die Strommarktliberalisierung mit 
dem EMG hat gezeigt, dass das Volk eine sichere öffentliche Versorgung zu stabilen Preisen 
will. Auch die darauf folgende Teilliberalisierung nur für Grossverbraucher hat zu katastropha-
len Preisschüben geführt. Die kommende Revision des Gesetzes darf deshalb keine weitere 
Liberalisierung bringen. Und eine swissgrid in privater Hand kommt nicht infrage. 

 Die Schweizer Bahnversorgung ist eine weltweit beispielhafte Erfolgsgeschichte. Politisch 
demokratisch gut abgestützt im Zusammenspiel umsichtig finanzierter öffentlicher Investitio-
nen und Leistungen staatlicher oder parastaatlicher Betriebe und Netze. Schiene und Ver-
kehr sind ein integriertes System. Eine rechtliche und betriebliche Trennung zugunsten priva-
ter Gewinne lehnt der SGB entschieden ab. Wichtiger als solche Liberalisierungsflops sind 
weiterhin mutige Ausbauschritte für eine flächendeckend gute Versorgung. Der SGB verlangt 
vom Bund, dass er die dafür nötigen Mittel für die Investitionen und den Unterhalt bereitstellt. 

 Eine gut funktionierende Wirtschaft und Gesellschaft ist ohne leistungsfähigen Staat undenk-
bar. Beide kämen ohne gute Netz-Infrastrukturen und ohne qualitativ einwandfreie Bildungs-, 
Gesundheits- sowie Sozialinstitutionen in Schieflage. Öffentliche Infrastrukturen sind der Le-
bensnerv der Volkswirtschaft. Ohne sie geht nichts, insbesondere auch nicht ohne die in die-
sen Institutionen arbeitenden Menschen. Sie identifizieren sich in der Regel weit überdurch-
schnittlich mit ihrem öffentlichen Dienst. Zur Qualitätssicherung im öffentlichen Dienst gehö-
ren auch gute Löhne. Sie sind ein wichtiger Grund für das positive Image der Schweiz als Inf-
rastruktur-Vorbild. 
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Stoppt die Liberalisierung des Strommarktes! 

Das Stromversorgungsgesetz (StromVG) trat gestaffelt 2008 und 2009 in Kraft. Seit bald zwei 
Jahren können Grosskunden ihren Lieferanten frei wählen, die Elektrizitätskommission (ElCom) 
amtet als Regulator und mit der Swissgrid wurde die nationale Netzgesellschaft gegründet. 
Gleichzeitig wurde die kostendeckende Einspeisevergütung (KEV) für erneuerbare Energien ein-
geführt. 2014 soll der Markt in einer zweiten Etappe auch für Haushalte geöffnet werden. 

Die Erfahrungen mit der Strommarktliberalisierung sind schlecht. Die Öffnung des Strommarktes 
erweist sich als Fiasko. Niemand kann mit den bisherigen Erfahrungen zufrieden sein. Weder die 
Kundschaft noch die Umwelt profitieren von der Marktöffnung.  

 Die erste und unmittelbare Folge der ersten Marktöffnungsetappe waren erwartungsgemäss 
zum Teil happige Tariferhöhungen. Weitere Tariferhöhungen und Auseinandersetzungen 
zwischen Regulator und Branche sind angesagt. 

 Der im Rahmen der Marktöffnung erwartete Schub für die erneuerbaren Energien findet nur 
bedingt statt. Insbesondere die Solarenergie profitiert nur marginal von der KEV.  

 Die Marktöffnung und die damit verbundene Ökonomisierung haben zu einer gefährlichen 
technischen Aushöhlung der Elektrizitätsbranche geführt. Der Aufbau von Verkaufs- und 
Marketingabteilungen war verbunden mit einem massiven Aderlass im technischen Bereich. 
Die Elektrizitätsbranche hat aber die Stromversorgung sicher zu stellen, sie darf nicht zu ei-
nem Tummelfeld für Finanzspekulanten werden. 

Produktion, Transport und Verteilung von Strom gehören zum Service public. Das alte System mit 
öffentlichen Gebietsmonopolen, festen Kunden und kostenbasierten Gestehungspreisen erweist 
sich als klar überlegen und als das für den Strombereich geeignete System; denn Strom ist kein 
markttaugliches Produkt. Eine noch so ausgeklügelte Regulierung vermag die Nachteile der 
Marktöffnung gegenüber dem bisherigen Regime nicht aufzuwiegen. Für alle Beteiligten entste-
hen nur Nachteile. 

In gut drei Jahren soll der Strommarkt auch für Haushalte geöffnet werden. Gleichzeitig wird das 
StromVG schon teilrevidiert. Der vpod fordert Bundesrat und Parlament auf, den Irrweg der Libe-
ralisierung zu verlassen und sich nicht noch weiter in die Sackgasse hineinzumanövrieren. Es 
geht nicht an, aufgrund von Erwartungen und Behauptungen Gesetze zu schaffen und zu revidie-
ren, so wie das bisher geschehen ist. Es braucht jetzt eine klare Faktenanalyse, aus der die rich-
tigen Schlüsse zu ziehen sind. 
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Finanzplatzregulierung: künftige Krisen verhindern 

Nur durch die riesigen Rettungspakete der Staaten konnte verhindert werden, dass die Finanz-
krise die gesamte Wirtschaft in eine Jahrhundertrezession gerissen hat. Die Krise ist zu einem 
grossen Teil die Folge einer bankenfreundlichen Regulierung der Finanzmärkte. Ohne eine bes-
sere Regulierung der Banken, der Versicherungen und des Schattenbankensystems (Hedge 
funds etc.) droht sich deshalb die Krise zu wiederholen. 

Was nun an Regulierungen vorgeschlagen ist, löst die Ursachen der Krise nicht. Das Eigenkapi-
tal, das die Grossbanken in Zukunft halten müssten, hätte beispielsweise nicht ausgereicht, um 
die Verluste in der Finanzkrise aufzufangen.  

Damit sich die Krise nicht wiederholt, fordert der SGB deshalb deutlich schärfere Regulierungen.  

 Bundesrat und Parlament müssen den Banken mehr Reserven (Eigenkapital) vorschreiben. 
Zielgrösse müssen 10 Prozent der Bilanzsumme sein. 

 Das Parlament muss das Bankengeschäft für Versicherungen verbieten, wie das vor 2006 in 
der Schweiz der Fall war. 

 Die Aufsicht muss unabhängiger und strenger werden. 

 Die Flut an Derivaten und anderen spekulativen Finanzkonstrukten (Hedge Funds u.a.) muss 
national, insbesondere aber international eingedämmt werden. 

 Die Schweiz darf nicht über Steuerdumping auf Kosten anderer Länder profitieren. 

 Die Politik darf nicht weiter von der Finanzwirtschaft und den Grossbanken beherrscht wer-
den: 

 Keine Finanzierung von Parteien und Polit-Kampagnen; Transparenz über Abhängigkeiten 
und Lobbytätigkeit.  

 Zulassung der Postbank, voll im Besitz von Post und Bund; Stärkung der Kantonalbanken. 

 Keine einzelne Bank in der Schweiz soll in ihrer Bilanzsumme grösser sein als einmal das 
ganze BIP der Schweiz 

  



46 

Schweizerischer Gewerkschaftsbund / Union syndicale suisse / Unione sindacale svizzera 

Starker Franken 
Keine Spekulation auf dem Buckel der Beschäftigten 

Die Währungsspekulation hat den Franken in den letzten Wochen auf neue Rekordwerte getrie-
ben. Diese Frankenstärke bedroht gesunde Exportfirmen in ihrer Existenz. Es stehen Löhne und 
Arbeitsplätze auf dem Spiel. Die Schweizer Politik hat diese Gefahr bisher heruntergespielt. Man 
soll die Marktkräfte spielen lassen, sagt auch der Bundesrat. Das heisst im Klartext: Die Arbeits-
kräfte sollen einmal mehr unter der schädlichen Spekulation leiden.  

Der SGB fordert Nationalbank, Bundesrat und Parlament auf, die Frankenstärke zu bekämpfen. 
Dass die Politik den Wechselkurs erfolgreich beeinflussen kann, zeigt das Beispiel USA. Hier 
reichte bereits die Ankündigung von geldpolitischen Lockerungen, um den Dollar stark abwerten 
zu lassen.  

Die Nationalbank darf die Zinsen nicht erhöhen, sonst lockt sie ausländisches Geld an. 

 Die Nationalbank muss den starken Franken über geldpolitische Lockerungen bekämpfen. 
Sie kann sich dabei von den USA inspirieren lassen. 

 Die Nationalbank muss im Devisenmarkt intervenieren, möglichst zusammen mit ausländi-
schen Nationalbanken und vorzugsweise mit einem klaren Ziel wie 1978. Damals drückte die 
Nationalbank die D-Mark erfolgreich über 80 Rappen. In Ländern mit einem Wechselkursziel 
wie Dänemark sind solche Interventionen Alltag. Und sie funktionieren. Verluste aus den In-
terventionen fallen längerfristig weg, weil der Franken heute überbewertet ist. 

 Der Bundesrat und die Nationalbank müssen Massnahmen zur Begrenzung der Spekulation 
ins Auge fassen. In den 1970er Jahren haben sie die Devisengeschäfte stark eingeschränkt. 
Zwei Beispiele: Die Banken und ihre ausländischen Filialen durften nicht gegen den Franken 
spekulieren. Vermögenden Ausländern wurde ein Negativzins verrechnet. Die Behörden 
könnten auch die Stempelsteuer auf den Devisenhandel ausdehnen („Tobin tax“).  

 Zum Schutz der Löhne in den Exportbranchen müssen Mindestlöhne eingeführt werden. Das 
vorrangig in GAV. Lohnzahlungen in ausländischer Währung sind unzulässig. 
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Für einen starken Sozialstaat 

Dem SGB ist es in den letzten Monaten gelungen, ganz grobe Sozialabbau-Projekte im Bundes-
haus zu stoppen: Im März scheiterte der Rentenklau mit der Umwandlungssatzsenkung im BVG 
am Gewerkschaftsreferendum mit 73 % Nein-Stimmen. Im Oktober ist die 11. AHV-Revision 
schon im Parlament erfolgreich beerdigt worden. Und auf den Leistungsabbau bei der Unfallver-
sicherung (UVG) ist der Nationalrat schon gar nicht eingetreten. In allen Fällen war die Referen-
dumskraft der Gewerkschaften entscheidend. 

Der Bundesrat muss daraus die Konsequenzen ziehen und seinen Sozialabbau-Kurs verlassen:  

 Bei der AHV führt das endlose Trauerspiel mit jahrelangem Hin und Her zwischen mehr oder 
weniger AHV-Abbau nicht weiter. Es braucht höhere, nicht tiefere Renten. Das vom Volk be-
schlossene Verfassungsziel („Beibehalten der gewohnten Lebenshaltung“) darf nicht länger 
toter Buchstabe bleiben.  

 Beim UVG gehört die Devise „weniger Leistung für mehr Beiträge“ in die Besenkammer. Die 
Bücklinge vor den Privatversicherungen müssen aufhören. Die schleichende Privatisierung 
der Unfallversicherung muss endlich gestoppt werden. Um die Solidarität und die Effizienz 
der Unfallversicherung zu stärken, braucht es endlich die rechtliche Basis für die Ausweitung 
der Tätigkeitsfelder der SUVA. 

 Die Invalidenversicherung darf die von den Behörden verschlampte Sanierung der Finanzen 
nicht auf dem Buckel der heutigen und künftigen Rentnerinnen und Rentner austragen. Ein 
neues System willkürlich perfider Rentenkürzungen ist inakzeptabel. 

Bundesbern muss endlich aus den vielen Abstimmungsniederlagen lernen. Sie sprechen eine 
klare Sprache: Die 67,9 % gegen die 11. AHV-Revision 2004 dank dem SGB-Referendum sind 
nicht weniger wert als die Ohrfeige mit 73 % gegen den Rentenklau im Frühling. Der Bundesrat 
darf nicht länger unbeirrt am Gängelband neoliberaler Ideologen und Unternehmerverbände auf 
Abbaukurs bleiben. Die nur unter Druck einer millionenschweren Propagandawalze erkaufte und 
dennoch knapp ausgegangene Abstimmung für einen Leistungsabbau bei den Arbeitslosen ist 
kein Massstab. 

Es muss Schluss sein mit noch mehr Sozialabbau. Nötig ist Sozialausbau: Nebst höheren Renten 
fordert der SGB auch ein obligatorisches Krankentaggeld. Der gesamten Volkswirtschaft ging es 
besser, als anstelle der heutigen Sparhysterie der erstarkende Sozialstaat die Konjunktur geprägt 
hat. 
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14. Juni 2011: ACHTUNG. FERTIG. FRAUEN LOS! 

Wir stehen an der Schwelle zum Jahr 2011. Für Gewerkschaftsfrauen und Kämpferinnen für die 
Gleichstellung hat das kommende Jahr eine ganz besondere Bedeutung:  

 Vor 40 Jahren wurde nach langen Kämpfen das Frauenstimmrecht eingeführt;  

 Vor 30 Jahren hat die Stimmbevölkerung am 14. Juni dem Gleichstellungsartikel in der Bun-
desverfassung zugestimmt; 

 Vor 20 Jahren fand der Frauenstreik statt, der bis heute ausstrahlt;  

 Vor 15 Jahren wurde das Gleichstellungsgesetz in Kraft gesetzt, das ohne den Frauenstreik 
kaum denkbar wäre.  

Das Jahr 2011 fordert uns Gewerkschaften auf, Bilanz zu ziehen! 

Der 14. Juni 2011 muss ein deutliches Zeichen setzen  

Trotz Verfassungsartikel und Gleichstellungsgesetz sind wir zu Beginn des 21. Jahrhunderts 
noch meilenweit von der Gleichstellung entfernt. Sogar Rückschritte sind feststellbar: Gemäss 
Lohnstrukturerhebung 2008 hat die Lohndiskriminierung zwischen Frauen und Männern erst-
mals seit zehn Jahren wieder zugenommen. Die notwendige Umverteilung der Erwerbsarbeit und 
der unbezahlten Betreuungsarbeit zwischen Frauen und Männern kommt nur schleppend voran. 
Nach wie vor wird der weitaus grösste Teil der unbezahlten Betreuungs- und Familienarbeit von 
den Frauen geleistet, was sozialversicherungsrechtlich und in der Altersvorsorge nicht ausrei-
chend honoriert wird. Es sind vor allem die Frauen, die via Teilzeit ihre Erwerbsarbeit an die Be-
treuungs- und Familienarbeit anpassen. Teilzeitarbeit bedeutet oft schlechtere Löhne, weniger 
soziale Absicherung, weniger Weiterbildung und weniger planbare Arbeitszeit. Zu oft arbeiten 
Frauen in Tieflohnsegmenten und in unsicheren Arbeitsverhältnissen – die sogar noch zunehmen 
–, was vielfach uneingeschränkte Einsatzbereitschaft und meistens kein vertraglich garantiertes 
Einkommen beinhaltet. Und immer noch fehlen Zehntausende von Betreuungsplätzen für Kinder. 
Statt bezahlbare Betreuungsplätze zu schaffen und in sie zu investieren, werden entsprechende 
Finanzierungskredite von der öffentlichen Hand weggespart. Diese Bilanz macht auch eines deut-
lich: Keine AHV-Revision auf Kosten der Frauen!  

14. Juni 2011: ACHTUNG.FERTIG.FRAUEN LOS! 

Wir haben in der Gleichstellung schon einiges erreicht – bis zur tatsächlichen Gleichstellung gibt 
es aber noch viel zu tun. Damit Gleichstellungsforderungen vorwärts kommen und umgesetzt 
werden, braucht es neuen Schub! Deshalb heisst es am 14. Juni 2011:  

ACHTUNG.FERTIG.FRAUEN LOS! Wir haben ein Ziel: gleich viel!  

Wir fordern 

 Lohngleichheit und Mindestlöhne jetzt! 

 Kitaplätze für alle! 

 Unbezahlte und bezahlte Arbeit besser umverteilen! 
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 Keine AHV-Revision auf Kosten der Frauen! 

 etc. 

Wir rufen auf: Frauen, sorgt am 14. Juni 2011 für vielfältige Aktionen am Arbeitsplatz, zu Hause, 
im Quartier und im öffentlichen Raum. Männer helft mit! Am 14. Juni puschen wir die Gleichstel-
lung nach vorne!  

www.14juni2011.ch 
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Steuergerechtigkeits-Initiative 
Gerechtere Verhältnisse und mehr Geld zum leben 

Die Steuergeschenke der Kantonsregierungen an die Reichen und die Grossverdiener haben zu 
enormen Steuerausfällen geführt. Zahlen mussten das die Normalverdienenden über höhere 
Gebühren und Abgaben. Die Steuergeschenke haben auch die Mieten und Bodenpreise so stark 
in die Höhe getrieben, dass es in gewissen Regionen für Normalverdienende fast unmöglich ge-
worden ist, eine bezahlbare Wohnung zu finden. 

Die Steuergerechtigkeitsinitiative ist eine riesige Chance, diese Anbiederung der Politik an die 
Reichen auf Kosten der Bevölkerung mit normalen Einkommen zu beenden. Bereits die Abschaf-
fung der Pauschalsteuer für reiche AusländerInnen in Zürich und die Ablehnung der Flatrate-tax 
im Kanton Thurgau haben gezeigt, dass die Bevölkerung nicht mehr bereit ist, diese Politik mitzu-
tragen. 

Der SGB unterstützt die Steuergerechtigkeitsinitiative. Ein Ja am 28. November 2010 führt nicht 
nur zu gerechteren Verhältnissen, sondern es bedeutet auch mehr Kaufkraft für die Arbeitneh-
menden. Ein Ja zur Initiative ist auch ein Ja zu günstigeren Wohnungen und zu tieferen Steuern 
und Abgaben für die Normalverdienenden. 
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SGB lehnt Ausschaffungsinitiative und Gegenvorschlag 
ohne Wenn und Aber ab 

Ein Verbrechen ist ein Verbrechen. Und Verbrechen sind zu bestrafen. 

Geht man von der Gleichheit der Menschen aus, dann kann man für ein gleiches Verbrechen 
nicht ein anderes Recht anwenden; etwa ein Recht, das sich nach der Nationalität des Täters 
richtet. Ein paralleles Recht auf der Basis der Nationalität ist unzulässig.  

Deshalb gibt es kein Zögern gegenüber einer Volksinitiative, die auf der Basis der Nationalität 
verschiedenes Recht entwickeln will. Jegliche Bestrafung ist unabhängig der Nationalität, son-
dern aufgrund des Ausmasses des Rechtsbruchs oder des Verbrechens vorzunehmen. Der SGB 
lehnt deshalb die „Ausschaffungsinitiative“ der SVP kategorisch ab. Das Volksbegehren ist zu-
dem unvereinbar mit grundlegenden Garantien, die die Europäische Menschenrechtserklärung 
oder der Internationale Pakt über die bürgerlichen und politischen Rechte (UNO-Pakt II) gewäh-
ren. Diese Initiative hätte als ungültig erklärt werden müssen. 

Die Integrationsbestimmungen des Gegenvorschlags sind nur eine Verpackung, die einen trauri-
gen Inhalt kaschieren soll. Wenn der Gegenvorschlag auch einige der Ausschaffungs-gründe der 
Initiative beseitigt, so fügt er doch neue in die Liste. Auch wenn der Gegenvor-schlag vorgibt, das 
internationale Recht zu respektieren, atmet er den Geist der Initiative: Er diskriminiert in Abhän-
gigkeit der Nationalität. Es sei wiederholt: Jede Strafe hat sich am Vergehen resp. am Verbrechen 
zu messen, und nicht an der Nationalität der Tatperson. Für den SGB gibt es hier keinen Kom-
promiss. 

Die SVP-Initiative ist der neuste von vielen Versuchen, Nationalität und Kriminalität gleichzuschal-
ten. Es ist höchste Zeit, diese allzu lang anhaltende aggressive Stigmatisierung zu beenden. Die 
Migrant/innen sind nicht die Wurzel jeden Übels in der Schweiz, sie liegen auch nicht in der «so-
zialen Hängematte». Genau solche Bilder schüren aber sowohl die Initiative wie der Gegenvor-
schlag, wenn sie missbräuchlichen Bezug von Sozialleistungen als Ausschaffungsgrund festhal-
ten. 

Die Schweiz gilt traditionell als solidarisches Land mit humanitärer Tradition. Der zunehmende 
Rassismus und die Diskriminierung von Minderheiten beeinträchtigen diese Tradition massiv. 
Wer diese Werte auch in Zukunft hochhalten will, muss klar Stellung beziehen und beide Vor-
schläge am 28. November ablehnen. 

Mit anderen Worten: der SGB spricht sich für ein klares NEIN sowohl zur Initiative als auch zum 
Gegenvorschlag aus. 
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Was steckt hinter der europäischen Kampagne gegen die «Roma»? 

Gegen die «Roma» werden seit Jahren Kampagnen geführt. Kampagnen gegen einzelne Bevöl-
kerungsgruppen sind niemals politisch neutral. Meistens fokussieren sie sich darauf, verachtende 
und kriminalisierende Vorurteile zu verbreiten. Solche Kampagnen zielen nicht zuletzt darauf hin, 
für alles, was wirklich nicht läuft, einen Sündenbock zu bestimmen, wie die heutige Wirtschafts-
krise. In Tat und Wahrheit handelt es sich um eine Krise des kapitalistischen Systems. Das An-
prangern der Bevölkerungsgruppe der «Roma» ist nichts anderes als ein Versuch, die Krise in  
den Hintergrund geraten zu lassen.  

Dabei bedienen sich DemagogInnen aller Couleurs gerne der medialen Multiplikatorenwirkung. 
Da die Medien unter grossem Spardruck stehen, der Personalabbau zur Folge hat, vermögen sie 
zunehmend nicht mehr genügend, ihre eigenen qualitativen Anforderungen zu erfüllen. Die un-
hinterfragte Weiterverbreitung pseudowissenschaftlicher Erkenntnisse (Kriminalstatistiken und 
«Raserquoten», zum Beispiel) hat in Presse und elektronischen Medien überhand genommen. 
Die Migrationskonferenz bedauert sehr, dass verschiedene kantonale Polizeidienste bei Presse-
meldungen über Straftaten die Nationalität der Verdächtigen in den Mittelpunkt stellen. Die Mig-
rationskonferenz appelliert an JournalistInnen und RedaktorInnen, solche irreführende Angaben 
nicht weiter zu verbreiten. 

Sicherlich, unter den «Roma» gibt es – wie unter jeder Bevölkerung – auch Leute, die Delikte 
begehen. Aber man kann nicht behaupten, dass es die «Roma» sind, die die Krise verursacht 
haben mit verheerenden, prekären Folgen wie der zunehmenden Erwerbslosigkeit in Europa. Es 
sind nicht die «Roma», die die Sozialsysteme angreifen und die Arbeitsbeziehungen bis zum Un-
erträglichen mit Folgen von Depressionen oder sogar Selbstmorden verhärten. Es sind nicht die 
«Roma», die den Planeten verschmutzen. Verursacher von alldem ist vielmehr das kapitalistische 
System.  

Die Taktik, bestimmte Delikte hervorzuheben, um andere, tausendmal schwerere und zerstöreri-
scher Verbrechen zu verstecken, gab es schon zu Herodes Zeiten. Davon wurde immer «die an-
dere Volksgruppe» Opfer. Diese Taktik zielt vor allem darauf ab, Streit zu entfachen: Heute in 
erster Linie gegen die «Roma», gegen die Eingewanderten, zuerst gegen die aus dem Süden, 
dann gegen alle Eingewanderten, schliesslich gegen weitere sogenannte Randgruppen. Unter-
dessen werden die wirklich Schuldigen fortfahren, sich als Wohltäter der Menschheit darzustel-
len!  

Die legalistischen Massnahmen und die administrativen Schikanen, die gegenwärtig gegen die 
«Roma» befürwortet werden, sind erste Tests gegen das Prinzip des freien Personenverkehrs 
innerhalb der Europäischen Union. Wenn sie durchgehen, werden sie später auf alle angewen-
det, die auf der Suche nach einer Arbeitsstelle auf der Reise sind, die das kapitalistische System 
je länger, je weniger wird anbieten können. Gegen diskriminierende Kampagnen zu kämpfen und 
gegen die Verhärtung der Sicherheitsmassnahmen, die man überall gegen «Roma» feststellen 
kann, heisst auch, für eine offene Welt einzustehen. Dieser Kampf ist eine der Bedingungen, um 
eines Tages fähig zu sein, sich gegen das kapitalistische System und seine zerstörerischen Kri-
sen zu stellen.  

Die Migrationskonferenz von comedia verurteilt die Kampagnen, die sich heute gegen die «Ro-
ma» richten. Dabei ist die Schweiz nicht untätig, was die Rückführungsstatistiken des Bundes in 
den letzten Jahren beweisen. Es gilt besonders die Situation der «Roma» aus dem Kosovo zu 
beachten, die bei ihrer Rückkehr eine absolut desolate Infrastruktur antreffen. Bei Erwerbslosen-
zahlen um 98 Prozent bleiben sie sich selbst überlassen. Eine zwangsweise Rückkehr löst kein 
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einziges Problem, weil sie unter den heutigen Verhältnissen in den meisten Fällen zu einem Le-
ben mit weiterer Vertreibung oder Wiederausreise führt. 

Die Migrationskonferenz fordert den Schweizerischen Gewerkschaftsbund auf, für den freien 
Personenverkehr und bessere Arbeitsbedingungen weiterzukämpfen, für Systeme der sozialen 
Sicherheit, die diese Bezeichnung verdienen und alle Menschen mit einschliessen. Die Migrati-
onskonferenz appelliert an den Schweizerischen Gewerkschaftsbund, sich dafür einzusetzen, 
dass alle Massnahmen aufgehoben werden, welche die «Roma» behindern, ihre Philosophie und 
ihre Kultur in Freiheit zu leben. 
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Eine Agenda für die Wende 
Abschlussrede von SGB-Präsident Paul Rechsteiner 

Wir kommen in die Schlussphase eines intensiven, interessanten und wegweisenden Kongres-
ses. Eines Kongresses, der Weichen stellt und eine neue gewerkschaftliche Agenda für die 
nächsten 10, 15 Jahre schreibt. Eine ambitiöse, anspruchsvolle, aber dringend nötige neue 
Agenda für die Lohnpolitik und eine Agenda für den Neustart in der Rentenpolitik, weg von der 
heute dominierenden fixen Idee des Sozialabbaus und hin zu einer Anpassung der Renten an die 
sozialen Bedürfnisse. - Es ist eine Agenda, die uns alle verpflichtet, die Organe, die Verbände, 
und die vielen, die unsere gewerkschaftlichen Ziele mittragen. Es ist gleichzeitig eine Agenda für 
die ganze Gesellschaft, für eine Neuorientierung der Einkommenspolitik, ausgehend von den 
Löhnen und den Renten. Und eine Agenda, die über die Defensive hinaus, wo wir grosse Erfolge 
erreicht haben, wieder in die Offensive weist. Gute, bessere Löhne und bessere Renten für die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die Leute mit unteren und mittleren Einkommen: Das ist 
die soziale Modernisierung, die die Schweiz braucht. 

Die an diesem Kongress beschlossenen Dokumente, insbesondere das wirtschaftspolitische 
Grundsatzpapier, zeigen, dass wir uns in grösseren, längerfristig angelegten Zusammenhängen 
bewegen. Nach dem 2. Weltkrieg, nach den Verheerungen der Nazi-Zeit, hatten auch die Bürger-
lichen eingesehen, international und in der Schweiz, dass eine positive gesellschaftliche, wirt-
schaftliche und politische Perspektive nur eine sein kann, die allen, und vor allem den Leuten mit 
unteren und mittleren Einkommen Chancen bietet, die ihre Lage Schritt um Schritt verbessert 
und auch für sie, nicht nur für die Privilegierten nach vorne weist. Die Voraussetzungen dafür 
waren der Aufbau und Ausbau des Sozialstaats, eine ausgeglichene Lohnpolitik für alle und eine 
progressive Steuerpolitik, die dafür sorgte, dass jene mit hohen Einkommen und grossen Vermö-
gen sich nicht aus der Gesellschaft verabschieden konnten, sondern ihren Anteil an den gemein-
samen Lasten zu tragen hatten. 

Diese politischen Grundsätze, die sich an den Chancen für alle orientiert haben, sind durch den 
Neoliberalismus umgedreht worden. Der Neoliberalismus besteht nicht nur aus den Attacken auf 
den Sozialstaat und aus den Deregulierungen, welche die Missbräuche im Finanzsektor und die 
Ausrichtung der Wirtschaft auf spekulative Extremrenditen erst möglich gemacht haben. Der Neo-
liberalismus war und ist in erster Linie ein Kampfprogramm, ein Klassenkampfprogramm für die 
Interessen der hohen und höchsten Einkommen und Vermögen. Für diese hohen und höchsten 
Einkommen und Vermögen sollen jene Grundsätze und Prinzipien nicht mehr gelten, die für alle 
anderen massgebend sind. Kurz gesagt ein Programm der sozialen Ungleichheit und Ungerech-
tigkeit. 

Ein Beispiel für diese Logik – sie widerspricht den Grundregeln der Demokratie – sind die Steu-
erprivilegien für die Reichen. Kann es in einer Demokratie in Ordnung sein, dass Herr Ospel oder 
Herr Grübel mit dem Umzug nach Wollerau nur noch einen Bruchteil ihrer Steuern zahlen, ob-
wohl sie weiterhin von allen Vorteilen der Zentren profitieren? Die Steuergerechtigkeitsinitiative 
der SP schiebt dieser neofeudalen Privilegienwirtschaft einen Riegel. Wir haben sie von Anfang 
an mitgetragen und unterstützt. – Kämpfen wir dafür, dass diese Initiative nicht nur in den Umfra-
gen, sondern an der Urne gewinnt! Es wäre ein Segen für die Schweiz. 

Die gleiche Logik neofeudaler Privilegien gilt für die Verbrechen des Kapitals. Heckt die UBS eine 
grossangelegte Verschwörung zum Betrug des amerikanischen Fiskus aus, mit Wissen und Billi-
gung des obersten Managements, dann erfolgt sogleich die Weisswaschung und Rettung durch 
Bundesräte, Alt-Bundesräte und Aufsichtsbehörden. Den Verantwortlichen geschieht null und 
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nichts; die ergaunerten Multi-Millionen-Boni können sie behalten. Wenn Millionäre und Milliardäre 
in die Maschen des Gesetzes geraten, dann können sie sich, wenn es eng wird, freikaufen. Den 
gewöhnlichen Sündern drohen Strafverschärfungen, und, wenn sie das Pech haben, keinen 
schweizerischen Pass zu besitzen, die Ausschaffung. 

Unser Schönwetter-Arbeitsrecht, das in seinem Grundbestand noch aus den Zeiten der Hochkon-
junktur stammt, spricht dieselbe Sprache: wenige Rechte und wenige Regeln. Wenn ein Unter-
nehmen geschlossen wird oder Personal abbaut, dann bekommt der Manager einen goldenen 
Fallschirm, Totalversagen hin oder her. Für die Belegschaft bleibt bestenfalls ein Sozialplan, und 
nicht einmal der ist heute garantiert. 

Diese massive soziale Ungleichheit spiegelt sich in der Gesundheit und der Bildung. Wie jetzt 
auch das schweizerische Gesundheitsobservatorium bestätigt, hängt der Gesundheitszustand 
stark vom Wohlstand ab. Schlecht bezahlte und prekäre Arbeit, und erst recht die Arbeitslosig-
keit, gehören zu den grössten Gesundheitsrisiken. Je höher die soziale Stufe, desto besser die 
Gesundheit. - Und auch bei der Bildung gibt es wieder dramatische Entwicklungen in Richtung 
Ungleichheit. Die Bildungschancen sind wieder in hohem Mass von der sozialen Herkunft ab-
hängig. Nicht nur wirtschaftlich (die Schweiz ist inzwischen auf der Weltrangliste der Vermö-
gensungleichheit auf dem drittletzten Platz), sondern auch gesellschaftlich sind wir, wenn es so 
weitergeht, wieder auf dem Weg zu einer neuen Klassengesellschaft. 

Gegen diese neue Klassen-Gesellschaft, gegen diese Ungleichheit vor dem Gesetz braucht es 
eine politische Wende, eine wirtschaftspolitische und sozialpolitische Wende. Es kann nicht sein, 
dass die reichsten drei Prozent so viel besitzen wie die restlichen 97%. Oder die reichsten 300 
mit 460 Milliarden so viel wie das ganze BIP. Und dass sich die Politik, zum Beispiel die Steuer-
politik, oder die Sozialpolitik auf die Interessen dieser Leute ausrichtet und die Ungleichheit noch 
verschärft. 

Es gibt einfache und wirksame Rezepte im Kampf gegen die zunehmende Ungleichheit und für 
die Wiederherstellung demokratischer Verhältnisse. Gute Mindestlöhne und Gesamtarbeitsver-
träge gehören genauso dazu wie anständige Renten, progressive Steuern genauso wie ein funk-
tionierender Sozialstaat und ein Service Public, der diesen Namen verdient. (Wie sagte der kürz-
lich verstorbene argentinische Schriftsteller Tomas Eloy Martinez in seiner Lebensbilanz: Was ist 
ein entwickeltes Land? Ein Land mit einem guten Gesundheitswesen, mit einer Schulpflicht für 
alle, aber kostenlos und laizistisch, ein Land, in dem die Züge zuverlässig fahren, und ein Land 
mit Sozialversicherungen, welche die wichtigsten Risiken abdecken.). Um diese einfachen Prinzi-
pien geht es, nicht nur für Argentinien, sondern auch für uns. Sie sind für die Perspektiven unse-
rer Gesellschaft aber entscheidend. Der Sozialstaat ist nicht das Gegenteil von Freiheit; für die 
meisten Menschen ist er die Basis von Freiheit. 

Dass diese Wende hin zu einer sozialen Entwicklung möglich wird, hängt entscheidend von den 
Gewerkschaften ab. Deshalb ist dieser Kongress, deshalb sind diese Weichenstellungen so wich-
tig. Die neoliberale Entwicklung fiel nicht vom Himmel. Am Anfang standen die Ideen, und dann 
kamen die politischen Projekte, die Diskreditierung des Sozialstaats. Sodass sich heute manche 
nicht einmal mehr vorstellen können, dass höhere Renten richtig, notwendig und finanzierbar 
sind. Diese Denkverbote müssen durchbrochen werden. Wir müssen die Vorstellungsräume öff-
nen, damit wieder eine soziale Entwicklung möglich wird. 

Dabei liegen die Erfolge vielleicht näher, als viele denken. Bei den Arbeitsbedingungen, den 
Löhnen macht allein schon die gewerkschaftliche Organisierung, der gewerkschaftliche Zusam-
menschluss den entscheidenden Unterschied aus. Das ist heute nicht anders als zu den Grün-
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dungszeiten der Gewerkschaften. Und beim Sozialstaat kommt es entscheidend auf die Zusam-
menarbeit mit den uns nahestehenden Parteien an, der Sozialdemokratie, den Grünen. Es ist auf 
diesem Feld eine Bedingung für Erfolge, dass wir uns nicht spalten lassen (dass es jenen, die 
den Sozialstaat schwächen wollen, nicht gelingt, uns bei diesen Themen zu spalten). 

Starke Gewerkschaften, und die Respektierung der Gewerkschaftsrechte, sind somit eine Vo-
raussetzung für eine demokratische Entwicklung der Gesellschaft, für bessere Chancen für Jün-
gere und Ältere, gegen die fatale Tendenz zu einer immer ausgeprägteren sozialer Ungleichheit. 

Und wir kämpfen noch in einem weiteren Sinne für mehr Demokratie. Es ist und bleibt ein Prob-
lem für die Schweizer Demokratie, wenn fast eine Million Menschen, die als Immigranten oder als 
Nachkommen von Immigranten zur Erwerbsbevölkerung zählen, von den demokratischen Rech-
ten ausgeschlossen bleibt. Die Gewerkschaften organisieren die Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer ungeachtet ihrer Herkunft. Das gewerkschaftliche Prinzip ist das Prinzip der Solidarität 
der arbeitenden Menschen. Wir bekämpfen die Diskriminierung in der Arbeitswelt und darüber 
hinaus. Wir treten somit ein für die demokratischen Prinzipien der Integration, gegen Ausgren-
zung und die Hetze gegen Minderheiten. Die schweizerische Gesellschaft ist hier der Politik weit 
voraus, denken wir an den Fussball, an unsere Nationalmannschaft mit Derdiyok, Shaqiri, 
Fernandes, oder an unsere Buchpreisträgerin Nadj Abonji, aber vor allem auch an die Gewerk-
schaften in ihrer realen Zusammensetzung als Labor der arbeitenden Schweiz. – Es hat eine in-
nere Logik, dass jene politischen Kräfte, welche die soziale Ungleichheit fördern, quer durch Eu-
ropa, denken wir an Sarkozy, denken wir an die SVP, gleichzeitig die Hetze gegen Minderheiten 
betreiben. Oder den Generationenkampf schüren, zum Zweck des Sozialabbaus, zum Nachteil 
der Älteren wie der Jungen. Gegen diese Logik der Ausgrenzung, der Spaltung, der Hetze treten 
wir an. Demokratie meint Integration, meint gleiche Regeln für alle. Und nicht Erstklassregeln für 
die einen und Zweitklassregeln für die andern. Diese Logik der Spaltung vertritt nicht nur die 
Ausschaffungsinitiative, sondern auch der Gegenvorschlag. 

Und wenn wir längerfristig, nachhaltig, etwas erreichen wollen, können wir uns nicht auf den na-
tionalen Rahmen beschränken, sondern müssen wir den Blick ausweiten, in internationale Zu-
sammenhänge. Auch wenn die Schweiz nicht Mitglied der EU ist, sind wir als Schweizerischer 
Gewerkschaftsbund Teil des Europäischen Gewerkschaftsbundes, so wie wir auf der Weltebene 
Teil des Internationalen Gewerkschaftsbunds sind. In der Schweiz haben wir uns bei den bilatera-
len Verträgen mit dem Prinzip der flankierenden Massnahmen zur Verteidigung der Löhne und 
der Arbeitsbedingungen durchgesetzt. Diese Massnahmen, über die Lohnkontrollen bis hin zu 
den tripartiten Kommissionen und den Mindestlöhnen, beruhen darauf, dass in der Schweiz die 
schweizerischen Arbeitsbedingungen gelten und dass Lohndumping nicht akzeptiert wird. 

Der Europäische Gerichtshof hat vor zwei Jahren alle bisherigen Prinzipien des Arbeitnehmer-
schutzes im Lohnbereich auf den Kopf gestellt und in mehreren Urteilen den Vorrang der soge-
nannten Binnenmarktfreiheiten, der Freiheiten des Kapitals, vor den sozialen Grundrechten pos-
tuliert, mit der Folge, dass die Arbeitskampffreiheit eingeschränkt wird und die Gewerkschaften 
und die Staaten nur noch unter besonderen Voraussetzungen berechtigt sein sollen, die gelten-
den Arbeitsbedingungen zu verteidigen, d.h. das Lohndumping zu bekämpfen. Weil ausser dip-
lomatischen Protesten eine offensive Politik der Organe des EGB gegen diese unglaubliche neo-
liberale Anmassung des EuGH fehlte, haben wir schon vor zwei Jahren eine starke Kampagne 
gegen diese Politik des gerichtlich eingeleiteten Lohndrucks verlangt, dies nach dem Prinzip: 
Gleicher Lohn für gleiche Arbeit am gleichen Ort. Wir werden dafür auch am Kongress des EGB 
in Athen vom kommenden Frühjahr kämpfen, zusammen mit den Gewerkschaftsbünden anderer 
Länder. Eine lohnpolitische Wende ist in der EU genauso nötig wie in der Schweiz. Und wenn wir 
uns damit auf EU-Ebene durchsetzen, erleichtert uns das auch die Abwehr von Angriffen auf die 
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Löhne in der Schweiz. Eine Politik des Lohndumpings kann nicht mehrheitsfähig sein, weder bei 
uns und noch sonst irgendwo, zu sehr schlägt sie den elementarsten öffentlichen und sozialen 
Prinzipien und Interessen, aber auch schlicht den Gesetzen der Vernunft ins Gesicht. 

Der Kampf für die Arbeitsrechte steht in demselben Zusammenhang. Die Gewerkschaftsfreiheit, 
d.h. das Recht, Gewerkschaften zu bilden und sich gewerkschaftlich zu engagieren, gehört zum 
harten Kern der Arbeitsrechte, die weltweit respektiert werden müssen. In der Praxis liegt es da-
mit weltweit im Argen (wie uns Monina Wong gestern am Beispiel von China eindrücklich darge-
legt hat). Aber auch in der Schweiz gibt es im Alltag massive Probleme. Es ist geradezu peinlich, 
wenn der Verlegerverband in der Deutschschweiz sich unter ihrem Präsidenten Lebrument 
schlicht weigert, mit den Journalistenverbänden einen Gesamtarbeitsvertrag abzuschliessen, der 
doch vorher während Jahrzehnten funktioniert hat, während in anderen Branchen der Gesamtar-
beitsvertrag eine eigentliche Renaissance erlebt. Oder wenn die Migros die grösseren Gewerk-
schaften noch immer vor der Türe hält, nur weil sie sich erlauben, die Haltung der Mitglieder ei-
genständig und arbeitgeberunabhängig zu vertreten. So wie es das verfassungsmässige Grund-
recht der sogenannten Koalitionsfreiheit ganz selbstverständlich verlangt. 

Der gesetzlich derzeit grösste Missstand ist der fehlende Kündigungsschutz. Der Ausschuss für 
Vereinigungsfreiheit der Internationalen Arbeitsorganisation hat auf die Klage des SGB hin klar 
festgehalten, dass das Schweizer Recht nicht genügt und die Kündigung eines Belegschaftsver-
treters zum Beispiel in der Betriebskommission auf Klage hin auch aufgehoben werden können 
muss. Das ist bis heute nicht der Fall, auch wenn der Bundesrat nun nach unserer Kampagne 
immerhin eine Botschaft mit einer Verbesserung der Entschädigungspflicht bei missbräuchlichen 
Kündigungen in die Vernehmlassung gegeben hat. 

Wir halten fest: Grundrechte sind nicht einfach eine schöne Dekoration für die Bundesverfas-
sung. Wie viel sie wert sind, zeigt sich in der Praxis, wenn von ihnen auch Gebrauch gemacht 
wird. Hier gibt es in der Schweiz einen grossen Nachholbedarf. 

Zum Schluss ein paar Bemerkungen nach innen. Die Gewerkschaftslandschaft ist nach wie vor 
voll im Umbruch. Die neue Grossgewerkschaft Unia hat sich rasch konsolidiert. Bei den mittel-
grossen Verbänden steht die Fusion der Gewerkschaft Kommunikation mit der Gewerkschaft 
Comedia unmittelbar bevor. Die Assoziierungspolitik auf der Stufe des SGB macht weiterhin Fort-
schritte. Der PVB und kapers sind Vollmitglied geworden. Wir freuen uns, dass der SIT nun den 
Schritt vom Beobachterstatus zur Assoziierung gemacht hat. Neue Perspektiven im Gesund-
heitssektor eröffnen sich mit dem Beobachterstatus des SBK. 

Trotzdem stehen grosse Aufgaben und Herausforderungen im Aufbauprozess noch bevor. Die 
Kraft der Gewerkschaften begründet sich nicht einfach mit der gewerkschaftspolitischen Stärke. 
Sie hängt entscheidend von der Verankerung in den Branchen, Unternehmen und Betrieben ab. 
Hier stehen im Neuaufbau wieder wichtige Weichenstellungen bevor. So grosse Fortschritte in 
vielen Bereichen mit der Professionalisierung der Apparate gemacht wurden, so wichtig ist es 
jetzt, den Neuaufbau der Bewegung mit Vertrauensleutenetzen wieder stärker in Branchen und 
Betrieben zu verankern. Vieles kann delegiert werden, das gewerkschaftliche Bewusstsein, das 
erst unsere Bewegung trägt, kann es nicht. 

Die Gewerkschaftsbewegung hat in den letzten Jahren eine erstaunliche Mobilisierungsfähigkeit 
bewiesen, mit Demonstrationen, Referenden, Bewegungen. Das zeigt, wie viele Menschen wir 
ansprechen und ansprechen können. Darauf müssen wir aufbauen. 
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Wir haben uns mit diesem Kongress viel vorgenommen. Packen wir es an, gemeinsam, solida-
risch, mit Elan. Im Vertrauen darauf, wie viel Kraft im gewerkschaftlichen Prinzip der Solidarität 
steckt. 

 

Aus Zeitgründen entfiel diese Rede am Kongress. 
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